
DOKUMENTATIONSDIENST DER BUNDESVERSAMMLUNG 
SERVICE DE DOCUMENTATION DE L’ASSEMBLEE FÖDERALE 
SERVIZIO DI DOCUMENTAZIONE DELL’ASSEMBLEA FEDERALE

Volksabstimmung vom 18.2.1979

Dokumentation zum Gegenvorschlag
zur Volksinitiative Fuss- und Wanderwege
(Ergänzung)

Votation populaire du 18.2.1979 

Documentation
Contreprojet ä l-’in.pop. Chemins et sentiers 
(Supplement)

36590/2



A
T h u r ^ a u g - f  T - ^ i l - u n Q , 2 .Q. A. A a i -9

V olksabstim m ung vom  18. Februar: W anderwege

Kritische Betrachtung 
angebracht
D ass am 18. Februar, zusam m en mit drei ändern eidgenössischen V or­
lagen, dem  Stim m bürger auch die W anderw eg-V orlage zum  Entscheid  
vorgelegt wird, dürfte bekannt sein. W eniger vielleicht, dass es auch 
Gründe geben kann, die gegen diesen Verfassungsartikel sprechen. Im 
folgenden soll versucht sein , d ie V orlage nach beiden Seiten hin zu 
beleuchten.
Zunächst sei daran erinnert, dass die 
1972 gegründete Arbeitsgemeinschaft 
für Rechtsgrundlagen für Fuss- und 
Wanderwege am 21. Februar 1974 bei 
der Bundeskanzlei eine Volksinitiative 
einreichte, die innerhalb von vier 
M onaten über 123 000 Unterschriften 
eingebracht hat. Mit der Initiative soll­
te der Bund beauftragt werden, P la­
nung, Errichtung und U nterhalt eines 
nationalen Wanderwegnetzes sowie 
regionaler Fuss- und W anderwegnetze 
sicherzustellen. Ausserdem verlangte 
die Initiative vom Bund die Förderung 
von Anlage und Ausbau lokaler Fuss- 
wegnetze. Begreiflich, dass diese, 
hinsichtlich ihrer D urchführung doch 
etwas fragwürdige Aufgabenstellung, 
weder beim Bundesrat noch beim 
Parlam ent Gnade fand.
Der dann ausgearbeitete Gegenvor­
schlag des Parlam entes sieht nun vor, 
dass Anlage und Erhaltung von Fuss- 
und W anderwegen Sache der Kantone 
bleiben soll. Hinzugefügt wird, dass 
der Bund diese Tätigkeit unterstützen 
und koordinieren könne. Mit der 
Unterstützung sind wohl die finan­
ziellen Zuwendungen gemeint, sowohl 
jene an die Schweizerische Arbeits­
gemeinschaft für Wanderwege (SAW) 
wie auch die an die kantonalen 
Organisationen, die sich bisher der Be­
treuung der Wanderwege angenommen 
haben und dies auch weiterhin tun 
werden. Im Text des Gegenvorschla­
ges, der nun zum Verfassungstext 
geworden ist, heisst es nämlich weiter, 
dass Bund und Kantone mit privaten 
Organisationen Zusammenarbeiten, 
wobei unter «privaten» Organisationen 
jene Institutionen zu verstehen sind, 
die in den Kantonen Aufgaben dieser 
A rt übernomm en haben, also 
beispielsweise Arbeitsgemeinschaften, 
Verkehrsorganisationen, Wanderweg- 
kommissionen (wie bei uns im T hur­
gau). Nachdem die Initiative zu­
gunsten des Gegenvorschlages des 
Parlamentes, dem auch der Bundesrat 
zugestimmt hat, zurückgezogen wurde, 
lautet die Vorlage nun wie folgt:
1. Der Bund stellt G rundsätze auf für 
Fuss- und W anderwegnetze.
2. Anlage und Erhaltung von Fuss- 
und W anderwegnetzen ist Sache der 
Kantone. Der Bund kann diese Tätig­
keit unterstützen und koordinieren.

3. In Erfüllung seiner Aufgaben 
nimmt der Bund auf Fuss- und 
Wanderwege Rücksicht und sorgt für 
Ersatzwege.
4. Bund und Kantone arbeiten bei 
privaten Organisationen zusammen.

Eingriffe unbestritten
Dieser Artikel soll in die Bundesver­
fassung aufgenommen werden.
Sicher wäre es wenig sinnvoll, Hilfe an 
die Wanderwege abzulehnen. Wer sich 
mit der Aufgabe der Anlage, der 
M arkierung und der Erhaltung der 
W anderwege befasst, weiss um die 

Schwierigkeiten, denen da zu begegr ten 
ist. Sie liegen weder in der M arkierung 
noch in deren Erhaltung, bei uns im 
Thurgau auch nicht bei der F inan­
zierung. W ir sehen sie eigentlich nur in 
der Erhaltung des Wegnetzes. W ei\ 
über Jahre zurückschaut, der trauert 
manch hübschem Fussweg nach, der 
dann eines Tages zur Strasse wurde 
oder auch als einfacher Weg einen 
Hartbelag erhalten hat. Im Bereich der 
Verteerung der Wanderwege berühren 
sich zwei Interessengebiete, die nicht 
ohne weiteres aufeinander abgestimmt 
werden können. A uf dem Lande sind 
die «Hüttenwege» aus der Mode ge­
kommen. M an fährt heute zur Käse­
rei, und m an wünscht sich hiefür sau­
bere und gute Wege. Mit der M otori­
sierung in der Landwirtschaft ist die 
Gefahr des Verschwindens von 
Wanderwegen selbstverständlich ge- 
wachsen. Wege, die nicht mehr be­
nützt werden, überwachsen und sind 
eines Tages verschwunden. Es gilt hier 
also die Lösung zu finden, die sowohl 
der Landwirtschaft als auch dem W an­
derer dient. Einfacher löst sich das 
Problem beim Nationalstrassenbau, 
wo der Bund seinen direkten Einfluss 
geltend machen kann. Zusam men­
gefasst: Was mit Hilfe des Ver­
fassungsartikels für die Wanderwege 
getan werden will, ist sicher in O rd­
nung.

Grundsätzliche Überlegungen
Für uns und wohl noch für viele, stellt 
sich lediglich die Frage, ob es hiezu 
der Bundeshilfe bedarf, und bei dieser 
Betrachtung drängen sich grundsätz­
liche Überlegungen auf. Da wäre zu­

nächst einmal zu fragen, ob die Kan­
tone derlei Probleme wirklich nicht 
aus eigener Kraft zu lösen vermögen. 
Zentralisation gewisser Aufgaben ist 
sicher nötig und klug. Hier aber sehen 
wir die Notwendigkeit des Abschiebens 
von Aufgaben an den Bund einfach 
nicht. Und das andere: Ist das Bestre­
ben, die Bundesfinanzen in Ordnung 
zu bringen noch glaubwürdig, wenn 
man dem Bund Aufgaben überträgt 
und von ihm finanzielle Zuwendungen 
erwartet, die der Kanton mit einfachen 
Mitteln und bei bescheidenem A uf­
wand zu lösen vermag?
Im Kanton Thurgau wurden die 
benötigten Mittel für die Erhaltung 
der W anderwege und ihrer M arkierung 
durch Beiträge seitens des kantonalen 
Strassen- und Baudepartementes, der 
M unizipalgemeinden und der thur- 
gauischen Sektionen des Automobil- 
und des Touringclubs immer auf­
gebracht. M it jährlich 10 000 bis 
12 000 Franken liessen sich diese A uf­
gaben bis anhin bewältigen. Dass man 
im Thurgau nicht einfach zugesehen 
hat, wenn Wanderwege zu Strassen 
wurden, geht schon aus den Verände­
rungen hervor, die bei neuen Karten­
auflagen zu berücksichtigen waren. 
Mit ganz wenig Ausnahm en haben 
sich immer Ersatzwege finden lassen. 
Man kann sich kaum vorstellen, dass 
der Bund hier zu bessern Resultaten 
kommen werde. In der Erfüllung der 
Aufgaben, die der Wanderweg- 
kommission zustehen, benötigten wir 
immer die Verbindung zum kanto­
nalen Strassen- und Baudepartement, 
zum Regionalplanungsam t, zum 
M eliorationsamt, zur Thurgauischen 
Verkehrsvereinigung und zu den 
Gemeinden. Und eben diese Ver­
bindungen standen uns immer zu. 
Man darf also wohl sagen, dass vom 
Thurgau aus gesehen auf ein M it­
spracherecht seitens des Bundes ver­
zichtet werden könnte. So gesehen wä- 

f r'e also wohl zu sagen, dass not­
wendige Hilfe an die Wanderwege 
durchaus vertretbar, ja  wünschbar ist, 
doch müsste es nicht unbedingt 
Bundeshilfe sein. Alfred Etter



V ohsrland,
Die Argumente eines Gegners

Brauchen wir wirklich einen Verfassungsartikel?
Von Ständerat Josef Ulrich, Küssnacht

Wandern ist eine 
gute Sache. Ich bin 
selbst eifriger Wan­
derer, lind als grös­
ser Förderer von 
Wanderwegen habe 
ich sogar mitgehol- 
fen, Wanderwege 
im Frondienst zu 
erstellen. Wander­
wege kann inan 
nämlich nicht über
Verfassungsbestimmungen und Gesetze 
erstellen, sondern am erfolgreichsten 
durch die wache Initiative idealgesinnter 
Mitbürgerinnen und Mitbürger.
i, . •

Mir geht es bei dieser Abstimmung nur 
um die grundsätzlichen, staatspolitischen 
Aspekte, nämlich um die Frage, ob es sich 
hier tatsächlich um eine Bundesaufgabe 
handelt. Ich meine nicht! Es ist das wirk­
lich eine typische Aufgabe der Kantone, 
der Gemeinden, der Kurvereine und der 
privaten Initiative. Auf diese Weise sind 
im ganzen Schweizerlande bereits über 
40 000 km Wanderwege entstanden 
(gleich Erdumfang).

Klare Aufgabenteilung  
Bund - Kantone

Die adäquate Zuteilung der Aufgaben 
an Bund und Kantone hat seit Beginn der 
Rezession und der Pleite in der Bundes-- 
kasse erste Priorität in der eidgenössi­
schen Politik. Am 31. August 1977 hat 
das Eidg. Justizdepartement darüber allen 
Kantonen ein Werk von 4 Büchern, die 
Arbeit von Experten, zugeschickt und die 
Vernehmlassung dazu eröffnet. Die Kan­
tone haben ihre besten Fachleute hinter 
die Bücher geschickt und die Ergebnisse 
inzwischen dem Bund in ebenfalls 22 um­
fangreichen Stellungnahmen überreicht. 
Es ist keine leichte Aufgabe, die man sich 
hier gestellt hat; denn es wird sehr schwer­
halten, bestehende Kompetenzen und 
Aufgaben vom Bund wieder auf die Kan­
tone hinunter zu delegieren, weil damit 
ein ganzer Fluss von Bundesmitteln be­
troffen wird. Eher realisierbar wäre wohl 
eine bessere Aufgabenteilung bei neuen 
Kompetenzen. Bei der Uebertragung 
neuer Aufgaben an den Bund gilt es da­
her vorsichtiger und zurückhaltender zu 
sein und jedesmal genauestens zu überle­
gen, ob eine Aufgabe wirklich am zweck- 
mässigsten dem Bund übertragen oder 
doch besser bei den Kantonen bleiben 
soll. Hier müssen wir den Hebel ansetzen, 
wenn wir eine bessere Aufgabenteilung 
anpeilen und auch erreichen wollen.

Wenn man diese Frage in bezug auf die 
Wanderweginitiative prüft, so kommt man 
doch eindeutig zum Schluss, dass die Kan­
tone, ja sogar die meisten Gemeinden viel 
besser als der Bund in der Lage sind, sie 
zu lösen.

Zuerst die Bundesfinanzen sanieren

Mein zweites Argument betrifft die 
missliche Finanzlage des Bundes. Am 12.’’ 
Juni 1977 hat das Schweizervolk dem Fi­
nanzminister die Mehrwertsteuervorlage 
vor die Füsse geworfen. Wie es der zwei­
ten Vorlage ergeht, darüber werden nicht 
einmal Wetten abgeschlossen. Inzwischen 
wächst die Staatsschuld bedrohlich gegen 
die 20-MilIiarden-Grenze, eine Limite, die 
nicht einmal in der Nachkriegszeit er­
reicht wurde. Und da sollen wir hingehen 
und diesem Bund, der brusttief in den 
Schulden steckt, frisch-fröhlich «nach des 
Müllers Lust» neue Aufgaben übertra­
gen? Selbst der Bundesrat schreibt in sei­
ner Botschaft an das Parlament, «dass je­
der Gegenvorschlag eine Vermischung 
von Kompetenzen des Bundes und der 
Kantone zur Folge hätte, die dem Ziel 
einer auch unter Druck der Finanzlage 
notwendig gewordene Entflechtung der 
gegenseitigen Zuständigkeiten zuwider­
liefe».

Ich höre noch den Einwand, der vom 
Parlament ausgearbeitete Gegenvorschlag 
weise nun die Anlage und Erhaltung der 
Wanderwege den Kantonen zu. Was aber 
die Kantone tun müssen, das braucht 
nicht in die Bundesverfassung. Das wissen 
auch die Initianten; darum haben sie er­
reicht, dass der Bund ferner aber zustän­
dig ist, Grundsätze aufzustellen, zu unter­
stützen und zu koordinieren. Damit sind 
aber Tür und Tor offen für den «eidge­
nössischen Wandervogt» mit allen seinen 
unliebsamen finanziellen Folgen. Es geht 
doch in der angezogenen Frage um unsere 
Glaubwürdigkeit. Wie sollen wir neue 
Steuervorlagen zur Sanierung der Bundes­
finanzen vertreten und durchbringen, 
wenn wir fortfahren, dem Bund Aufgaben 
aufzubürden, welche die Kantone besser 
bewältigen können. «Das Vollkommen« 
ist nicht immer auch das Bessere.» Es 
wird immer wieder Initiativen von höchst 
ehrenwerten Bürgern geben, und wir wer­
den sonst fortfahren, dem Bund neue, un­
nötige Aufgaben aufzuladen.

Das Volk muss hier nun einmal das 
Steuer herumwerfen und mit klarer Sicht 
auf die staatspolitischen Notwendigkeiten 
diese zwar gutgemeinte, aber aufs falsche 
Ziel gerichtete Wanderweg-Initiative und 
den Gegenvorschlag wuchtig verwerfen!



Die Volksabstimmung vom 18. Februar 1579 über Fuss- und W anderwege aus 
automobiHstischer Sicht

; W eniger «W eber»? D u rch d ach ­
te re  g rüne P hilosophie? S taats- u n d  
strassenbaupo litisch  akzeptabel?

S olche und  andere  F ragen  stellt 
d e r  A utom obilist im  V orfeld der 
Volksabstim m ung  vom  kom m enden  
18. F eb ruar über Fuss- u n d  W an d er­
wege.

A ls A utom obilist und  Staatsbürger  
h a t m an an  sich keinen  G ru n d , den  
vorgeschlagenen neuen V erfassungs­
artikel zum  vornherein  in  F rage zu 
stellen. A uch der A utom obilist w ird 
ja  im m er w ieder zum  Fussgänger, 
seine F am ilienangehörigen  w erden 
es, w enn Papis W agen a u f  dem  P ark ­
p la tz  am  A rbeitsort ach t S tunden  
b lock iert bleibt. A uch der A u tom ob i­
list zieht heute die ro ten  W andersok- 
ken  an , w enn es gilt, d ie leise oder, 
G o tt sei’s geklagt, schon recht ausge­
p räg te  B auchw ölbung zu rückzub il­
den.

Bei aller Sym pathie fü r die ge­
sundheitsfreund liche A bstim m ungs­
vorlage lässt sich aber n ich t überse­
hen , dass verschiedene A rgum ente 
d e r B efürw orter wie ein d ü n n er 
Z w eitaufguss der V orlage « D em o ­
kratie  im N ationals trassenbau»  w ir­
ken . D ie D urchsicht der Liste der Be­
fü rw orter-O rgan isationen  fö rdert 
teilw eise liebe alte B ekannte aus frü ­
heren  politischen K äm pfen  m it an- 
tiau tom obilistischer Spitze zutage. 
E inige V orbehalte und  kritische Fest­
ste llungen sind also n ich t überflüs­
sig.

Giftzähne gezogen

Einen grossen Teil der kritischen 
S ichtung und  W ürdigung haben  P ar­
lam en t und  B undesrat dem  Stim m ­
bürger abgenom m en. A bgestim m t 
w ird ja  am 18. F ebruar n ich t über 
d en  ursprünglichen  In itia tiv tex t, 
sondern  über den in beiden  K am ­
m ern  der B undesversam m lung e ra r­
beiteten  G egenvorschlag.

A m  21. F eb ruar 1974 reichte die 
«A rbeitsgem einschaft R ech tsg rund­
lagen für Fuss- und  W anderw ege» 
ih re  von 123 000 U nterschriften  ge­
tragene  Volksinitiative ein. D er u r­
sp rüngliche In itia tiv tex t verlangte, 
dass der Bund au f dem  W ege der 
G esetzgebung die P lanung, die E r­
rich tung  und  den U n terha lt reg iona­
ler Fuss- und  W anderw ege in der 
ganzen  Schweiz sicherzustellen habe. 
Schliesslich enthielt die In itia tive  die 
b in d e n d e  K lausel, dass Fuss- und

W anderw ege abseits b efah rb are r 
S trassen  zu führen seien.

A m  16. F ebruar 1977 nahm  der 
B undesrat zu r V orlage S tellung, m it 
dem  A ntrag  a u f  V erw erfung ohne 
G egenvorschlag . Das w an d e rfreu n d ­
liche P arlam ent aber arbe itete  einen 
eigenen V orschlag aus. D er endgültig  
akzep tierte  Text fand  schliesslich im 
N a tio n a lra t m it 1 1 8 :1 3  Stim m en 
G n ad e , im S tändera t m it 30 : 9 S tim ­
m en. E r w urde auch vom  B undesrat 
gebilligt. D am it w urde der W eg frei 
fü r  d ie  im  R ahm en des A bstim ­
m ungspaketes vom  kom m enden  
18. F eb ru ar fällige E ntscheidung.

Die 50 000 Kilom eter

D er A rgum entation  d er B efürw or­
te r  k ann  m an sich in vielen P unkten  
anschliessen. E in beträch tlicher Teil 
d er als Fuss- u n d  W anderw ege d e­
k la rierten  R outen besteh t heute ta t­
säch lich  -  wie die K ritiker aus dem  
L ager d er W anderfreunde zu R echt 
bem erken  -  aus S trassen, d ie  dem  
allgem einen Fährverkehr offenstehen.

B eunruhigend ist auch  die Fest­
ste llung  der W anderw eg-B efürw or- 
te r, dass in d^r Schweiz pro  Ja h r 
ü b e r tausend  K ilom eter fussgänger- 
gerech te W ege verschw inden, d a ru n ­
te r allein  400 km  m ark ierte  W ander­
wege.

Als Negativposten  w ird von  den 
R o tstrüm pfen  auch angeführt, dass 
etw a 14 000 km des gesam ten N etzes 
asp h altie rt oder beton iert sind. So 
nü tz lich  solche F ah rbahndecken  sind
-  o ft im D ienste der A lp-, W ald- und  
L andw irtschaft - ,  so w enig F reude 
em pfinden  die Füsse des W anderers 
darüber.

U nw iderlegbare T atsachen , aber 
auch  viel blosse Polem ik um fasst die 
B ehauptung  der In itian ten , der Bund 
übe, o ft ind irek t über die den K an to ­
nen  gew ährten  Subventionen, einen 
vorw iegend negativen E influss a u f  
die bestehenden  Fuss- und  W ander­
w ege aus. N ach A uffassung d er In ­
itian ten  begünstigen die heutigen 
G esetze einseitig den  Fährverkehr. 
Es w ird von ihnen auch behaup te t, 
d e r  Nationalstrassenbau  berücksich­
tige bei den V ernehm lassungsverfah­
ren  die In teressen d er Fussgänger 
u n d  W anderer zu wenig.

D iese B ehauptung lässt sich kaum  
a u f  d er ganzen Linie au frech terh a l­
ten . N egative Beispiele lassen sich 
le ich t zitieren  -  wer aber sp rich t von

den  zah lreichen  m usterhaften  Lösun­
gen? Ein positives Beispiel ist der 
W anderw eg unm itte lbar am  U fer des 
Brienzersees, un te rha lb  d e r in E n tste­
hung  begriffenen , vorw iegend  in 
T u nneln  verlau fenden  N atio n a l­
strasse. Viel zuw enig b ek an n t ist 
auch  d er du rchgehende, m it erheb li­
chen  A ufw endungen  erstellte W an­
derw eg im St. G aller A bschnitt der 
W alenseestrasse.

In  einem  bestim m ten P unk t w ird 
d ie A uffassung d er In itian ten  noch  
zu D iskussionen  A nlass geben. Sie 

b eh au p ten , dass ausserorts zu viele 
Trottoirs en tlang  den H aup tstrassen  
gebau t w erden. Sie m achen geltend, 
dass sich in vielen Fällen  m it b edeu ­
ten d  geringeren A ufw endungen fuss- 
gängerfreund liche W ege abseits der 
H aup ts trassen  errichten  Hessen. Ob 
ab e r diese rom antischen  W ege im 
A lltags-Fussgängerverkehr von der 
ö rtlichen  Bevölkerung -  auch  nachts
-  benü tzt w erden, ist eine andere 
Frage.

Der falsche Schuldige 
anvisiert?

U n ter den A rgum enten der Befür­
w orter m angelt es n icht an Spitzen 
gegen den  S trassenbau, den Strassen- 
verkehr, das A utom obil. V ielleicht 
hä tte  m an sich doch auch R echen­
schaft geben sollen, dass die M ängel 
unseres W anderw egsw esens zu 
einem  guten Teile in der E igenart der 
geltenden  R ech tso rdnung  begründet 
sind. D ie w eitaus schönsten  W ander­
wege können  an den U fern unserer 
Seen angelegt w erden. Im  G egensatz 
zu zah lreichen  anderen  S taaten  be­
stehen aber an H elvetiens G estaden  
kaum  E inschränkungen  für den P ri­
vatbesitz.

Es en tbeh rt n icht einer gewissen 
Iron ie , dass es an dem  von  den N a­
tu rschü tze rn  bis aufs M esser vertei­
digten  Sem pachersee  d ie Strassen- 
b au e r d er N  2 w aren, w elche fü r die 
Ö ffen tlichkeit einen k le inen  Teil des 
Seeufers zugänglich m achten.

Am  Bielersee konn te  der U ferw eg 
zw ischen Erlach, und  Lüscherz nur 
verw irk lich t w erden, weil du rch  die 
T ieferlegung  des Sees im Zuge der 
Ju ragew ässerkorrek tion  ein U fer­
streifen  neuen Landes en tstanden  
w ar. •

Gem einsam e Interessen

Bei allen V orbehalten besteh t für 
Fahr- und  F ussgängerverkehr kein



unüberbrückbarer Gegensatz. G erade 
das A rgum ent der Sicherheit m uss 
ob jek tiv  gew ürdigt w erden. D ie kon ­
sequente T rennung der beiden Ver­
kehrsbereiche hat zw eifellos günstige 
A usw irkungen au f die U nfalib ilanz.

D ie Lebensbereiche «Strassenver- 
kehr»  und  «W andern»  stehen e in an ­
der ohneh in  n icht d iam etra l gegen­
über. W enig befasst haben  sich aber 
die E xponen ten  der W anderbew e­
gung m it der T atsache, dass gerade 
an den A usgangspunkten der schön­
sten und  lohnendsten  W anderungen  
kaum  Parkplätze vorhanden sind.

In  diesem  Bereich kön n ten  sich 
die N atu rfreunde, die so gerne gegen 
die «böse A utolobby» vom Leder 

: ziehen, dankbare  V erbündete schaf­
fen, vielleicht auch m it H ilfe der 
Autom obilclubs. M usterbeispiele sind 
vo rh an d en , m an denke nu r etw a an 
d ie TCS-Parkplätze  fü r Besucher des 
schw eizerischen N ationalparks.

Es Hesse sich beispielsw eise auch  
d enken , die R astplätze  und  die Rast- 
stä tten-A reale  an unseren  A u tobah ­
nen , die o ft in sehr schöncn G egen­
d en  liegen, zu A usgangspunkten von 
Fusswanderungen  zu m achen. M eist 
ist an  diesen eingezäunten  P lätzen 
n u r  ein verschwiegenes, m eist ver­
schlossenes G atte r fü r das P ersonal 
v o rhanden . W arum  aber m uss sich 
ein A utom obilist, der n ach  m ehr 
Lust hätte  als nach nu r ein p a a r  F it­
nessübungen , a u f  diesen P lätzen Vor­
kom m en wie ein T ransitpassag icr 
a u f  einem  F lughafen? E tw as T o le­
ranz , gelockerte B estim m ungen u n d  
eine O rien tierungstafe l der zu s tän d i­
gen reg ionalen  W ander-O rgan isation  
k ö nn ten  diesen Z ustand  ändern .

e. a . f .
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Io materia di sentieri uns soluzione 
federalista per oo Droblemä nazidnale

(Cps) Ogni anno vanno perduti in ' 
Svizzera circa mille chilometri di 
sentieri naturali. Sono quasi tre 
chilometri ogni giorno che cedono 
alla pressione dell’asfalto, dell’edili- 
zia, della specuiazione. I lavori pub­
blici, in particolare quelli autostra- 
dali, portano pure alla scomparsa 
di parecchi sentieri. Pcrciö gli enti 
pubblici devono impegnarsi per con- 
trastare l’evoluzione e conservare 
a chi desidera compiere tranquille 
passeggiate un buon numero di sen­
tieri. L’iniziativa sui sentieri, sulla 
quäle si voterä il 18 febbraio, inten- 
de gettare le basi per questo lavoro 
coordinato.

II previsto articolo della Costitu- 
zione federale indica soltanto i ca- 
ratteri generali dell’operazione. La 
realizzazione pratica delle misure di 
protezione e perö compito dei Can- j 
toni. Questi, a loro volta, potranno 
richiedere la collaborazione di Co- 
muni e di altri enti, pubblici o pri- 
vati, Lo scopo e di conservare in i 
buono stato il rnaggior numero pos- 
sibile di . sentieri ed eventualmeiite

di aprirne dei nuovi dove essi n- 
sultano utili.

La Confederazione riceve l'incari- 
co di üitervenire in quei casi in cui 
e direttamente responsabile della 
scomparsa dei sentieri. Attualmente, 
per esempio, nel caso di una costru- 
zione di un’autostrada, se i sentieri 
sconipaio.no il Ibro ristabilimento e 
compito dei Cantorii e dei Comüni. 
L’articolo costituzionale invece darä 
gli impegni che le sono propri anche 
alla Confederazione.

L’articolo costituzionale tende a 
una soluzione federalista dei proble- 
ma. Per questo motivo ha ottenuto 
ampia approvazione lo scorso otto- 
bre sia nel Consiglio nazionale, sia 
agü Stati. Un’ampia approvazione 
e attesa anche dagli elettori il pros- 
simo 18 febbraio in modo che si 
possa conservare una simpatica rete 
di sentieri sui quali si poträ cammi- 
nare con tranquillitä lontani dai ru- 
mori.
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M e h r  F u s s -  und W a n d e r w e g e
Die Einreichung der Volksinitiative zur 

■ Förderung der Fuss- und Wanderwege 
hatte die verschiedenartigsten Kommen­
tare zur Folge. Die Diskussion drehte 
sich in den letzten Jahren vorwiegend um  
das Nationalstrassennetz, um Zubringer- 
und Entlastungsstrassen. Autos und Mo­
torräder standen als Fortbewegungsmit­
tel im Vordergrund. Und nun verlangten 
plötzlich 123 749 Stimmberechtigte, dass 

' sich der Bund auch den Fuss- und Wan­
derwegen annehme.

; M it Genugtuung kann man feststellen,
i dass das Wandern und auch das Radfah­

ren endlich wieder vermehrt gepßegt wer­
den. Aber die Fussgänger sind im öffent­
lichen Verkehr gefährdet. Über 300 Tote 
und annähernd 5000 Verletzte sind das 
jährliche Fazit ungenügender Absiche­
rung gegenüber dem motorisierten Ver­
kehr. Noch sind zahlreiche Wald-, Feld- 
und A Ipwege nicht mit einem Fahrverbot 

fü r  den nichtlandwirtschaftlichen Ver­
kehr belegt. Wanderer werden dauernd 
durch Motorfahrzeuge behelligt. Im  Z u ­
sammenhang m it neuen Verkehrsanla­
gen verschwanden im Verlaufe der Zeit 
zahlreiche Fuss- und Wanderwege. Auch  
innerorts ist es fü r  viele Menschen zur 
Qual geworden, ihren Arbeitsplatz oder 
die Schule am Rande von durch den mo­
torisierten Verkehr stark frequentierten 
Strassen aufzusuchen.
Die Stimmberechtigten haben nun am 
18. Februar darüber zu befinden, ob sie 
den von den eidgenössischen Räten aus­
gearbeiteten Gegenvorschlag, der auch 
die Unterstützung der Initianten des 
Volksbegehrens geniesst, gutheissen wol­
len. Dieser bringt eine gute Lösung, wird 
doch, aufbauend a u f der bewährten Z u­
sammenarbeit mit den bestehenden priva­
ten Organisationen eine fördralistische, 
den Bund finanziell nicht belastende 
Rechtsgrundlage geschaffen, die im In­
teresse der durch den Moloch Verkehr 
gefährdeten Fussgänger liegt. Ist es doch 
dringend nötig, dass sich das Volk und 
die zuständigen Behörden vermehrt be­
reitfinden, den Schutz der Fussgänger zu 
heben und ihnen wieder vermehrt die 
Möglichkeit zu geben, sich ohne lästige 
Verkehrsimmissionen fre i bewegen zu  
können. Nationalrat Emil Schaffer
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Autostrada alta ?
Wie ein Wanderweg verasphaitiert wurde

\A .  K.) W er kennt sie nicht, die Strada 
alta? F ür grössere Schuireisen aus 
der Deutschschvveiz oder fü r eine 
Familienwanderung in den Tessiner 
Ferien bietet sich der Höhenweg zwi­
schen Airolo und Biasca geradezu an. 
Seit einigen Jahren sind jedoch in m eh­
reren Abschnitten der einstigen N atur­
strasse Asphaltierungsarbeiten im G an­
ge oder bereits abgeschlossen. D er 
H artbelag auf der Strecke Brugnasco- 
A ltanca soll die Erschliessung der bei­
den Bergdörfer fördern und die Stras­
se zwischen Anzonico und Calonico 
wird geteert, um  eine bessere Zufahrt 
zu den dortigen Ferienhäusern zu ge­
währleisten.

. Ob diese Asphaltierungen nun gerecht­
fertigt sind oder nicht: W er vertritt bei 
solchen Strassenarbeiten jeweils die 
Interessen des Fussgängers oder W an­
derers? Der Kanton Tessin kennt keine 
entsprechende Organisation. So werden 
die W anderer künftig auf Hartbelag 
durch die Leventina geführt, obwohl 
mit wenig Aufwand bestehende, paral­
lele W ege instand gesetzt werden 
können.
H ier wie anderswo w ären es jeweils

kleine K orrekturen oder Ergänzungen, 
die fü r die Fussgänger und W anderer 
erhebliche Verbesserungen brächten. 
W oran liegt es, dass solche M assnah­
men selten ergriffen werden?

Für eine rechtliche Besser­
stellung von Fuss- und Wander­
wegen
Die heutigen Gesetze und V erordnun­
gen von Bund, K antonen und Gemein­
den fördern einseitig den Fährverkehr. 
Rechtliche Grundlagen zum Schutz 
und zur Förderung der Fuss- und W an­
derwege fehlen. Auch der Bund ist bei 
seinen Bauvorhaben zur Rücksicht­
nahm e auf die Bedürfnisse des Fuss­
gängers weder verpflichtet, noch be­
rechtigt. So werden etwa beim A uto­
bahnbau oft Fusswege unterbrochen 
und somit als Fussverbindungen zwi­
schen D örfern aufgehoben.
Eine bessere Berücksichtigung der In­
teressen der Fussgänger und W ande­
rer beim Strassenbau drängt sich auf. 
D as ist auch das Ziel des Verfassungs­
artikels über Fuss- und Wanderwege, 
über den am  18. F ebruar abgestimmt 
wird.
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Ein Ja zu den Fuss- und Wanderwegen
Von N ationalrätin  M artha R ibi. Z ü rich

Es gibt im politischen G eschehen im m er wie­
der einm al Ereignisse, die ungew öhnlich und 
zugleich erfreulich sind. Dass In itiativen lan­
ciert und  von einer grossen Zahl von Bürgern 
un terschrieben  w erden, gehört beinahe zum All­
tag. D ass diese Initiativen in ihrer oft apod ik ti­
schen Form  von B undesrat und Parlam ent ab ­
gelehnt w erden, ist auch nichts Aussergewöhnli- 
ches. M eistens wird ihnen ein Gegenvorschlag 
zu r Seite gestellt, und beide Vorlagen gelangen 
d an n  zur A bstim m ung. D am it sind sie mit dem 
R isiko behaftet, m it einem doppelten Nein  qu it­
tie rt zu w erden, und  können alle beide Schiff­
b ruch  erleiden. D am it fällt jew eils auch das, 
was an positiver Idee und akzeptab ler Lösung 
darin  en thalten  gewesen wäre, aus Abschied 
un d  T rak tanden . Sehr viel seltener geschieht es, 
dass eine Initiative vom B undesrat wohl abge­
lehn t w urde, das Parlament ihren m ateriellen 
In h a lt jedoch  aufn im m t und dieser in der Form 
eines G egenvorschlages p räsen tiert wird. Noch 
seltener schliesslich ist das Phänom en, dass bei 
d ieser M etam orphose die In itian ten  ta tkräftig  
und  verständnisbereit m ithelfen und schliesslich 
ihre eigene In itiative zugunsten des Gegenvor­
schlages zurückziehen. Diesen W erdegang hat 
d ie  von rund 123 000 Bürgern Unterzeichnete 
W anderw egin itia tive durchgem acht. D er G e­
genvorsch lag  für einen neuen V erfassungsarti­
kel w ird som it am 18. F ebruar ohne die u r­
sp rüng liche Initia tive, aber unterstützt von den 
In itianten  dem  Volk zur A bstim m ung vorge­
legt.

F eh len d e R echtsgrundlagen

W as w ollte die ursprüngliche In itia tive, wes­
halb  kam  es zu einem  G egenvorschlag, und  was 
en th ä lt nun dieser neue Artikel in unserer Bun­
desverfassung? Im Jahre 1973 startete eine 
k leine G ru p p e  politisch neutra ler In itian ten  die 
S am m lung von U nterschriften  fü r eine Volks­
in itiative m it dem Ziel, R echtsgrundlagen für 
Fuss- und  W anderw ege zu schaffen. Die bereits 
seit 1934 bestehende private Schweizerische A r­
beitsgem einschaft fü r  Wanderwege (SAW ) sah 
ih re ehrenam tlich  und aus Idealism us geleistete 
A rbeit zur Erschliessung und E rhaltung  von 
W anderw egen im m er m ehr bedroht. Die über­
handnehm ende Asphaltierung  von abseitsführen­
den  Strassen und  W egen, eine Folge des im m er 
grösser w erdenden M otorisierungsgrades, und 
der Bau von Hauptstrassen und Nationalstrassen  
m it ihren  gew altigen N ebenanlagen , den Zu- 
u n d  W egfahrten , zerstören laufend W ander­
wege und  Fussgängerverbindungen. Es wird 
heu te  m it einem  jährlichen Verlust von rund 1000 
Kilom etern  fussgängergerechter Wege gerech­
net. D iese von niem andem  beabsichtigte, aber 
um  so bedenklichere Entw icklung ist d a rau f zu­
rückzuführen , dass wohl alle notw endigen G e­
setze im Bereich des S trassenbaues zugunsten  
des Fährverkehrs existieren, dass aber der Bund 
b isher n icht verpflichtet war, in seiner eigenen 
T ätigkeit a u f  Fusswege und W anderw ege R ück­
sicht zu nehm en. H ätte er es trotzdem  gewollt, 

er hätte es m angels gesetzlicher Grundlage nicht 
einm al gekonnt.

Dazu mögen zwei Beispiele dienen. Bei M e­
liorationen  w erden oft Fusswege in Fahrstrassen 
um gew andelt, um den L andw irten berech tig ter­
weise bessere B etriebsbedingungen zu schaffen. 
D abei gehen aber w ertvolle F ussgängerverbin­

dungen  verloren , weil der Bund bisher keine ge­
setzliche G rund lage  hatte , en tsp rechende E r­
satzwege zu schaffen. Ein w eiteres Beispiel: 
Zwei O rtschaften  w erden neu durch eine m o­
dern  ausgebaute A utostrasse verbunden , weil 
der V erkehr sich verdoppelt, verdreifach t hat. 
D er Bund zahlt einen Beitrag an diese H aupt- 
strasse und  subvention iert auch ein teures T ro t­
toir, das o ftm als noch zusätzliche K unstbauten  
nötig  m acht. E inen weit billigeren Weg in einem 
gewissen A bstand  zur Strasse, der dem  Fussgän- 
ger eine ungefährliche und a ttrak tivere  V erbin­
dung für den M arsch vom einen O rt zum än ­
dern  erm öglichen w ürde, kann  der Bund nicht 
m itsubvention ieren , obw ohl dies sowohl s inn­
voller wie ökonom ischer wäre, weil er dafür 
keine gesetzliche G rund lage hat. Dieses letzte 
Beispiel zeigt deutlich , dass es nicht um ver­
m ehrte B undesleistungen, sondern  um besser 
angepasste  geht.

■ ••• r»V ! -:r.v \;i
K eine A u sw eitu n g  d er B iind cskon ipetcn /.cn

Diese U eberlegungen führten  denn auch 
dazu, dass sich das P arlam ent entschloss, dem 
Bund diese K om petenzen in einem  G egenvor­
schlag zu geben und  einen solchen auszuarbei­
ten. Es hiess ihn im N atio n a lra t m it 118 zu 13 
und im S tändera t m it 30 zu 9 S tim m en  gut. D er 
gutgem einte, aber in seinen F orderungen  über 
das Ziel h inausschiessende In itia tiv tex t konnte 
n icht un terstü tzt w erden, da er eine Ausweitung  
der Bundeskom petenzen  vorsah. Mit allem 
N achdruck  ist d a ra u f  hinzuw eisen, dass die am 
In itiativ text gerügten M ängel im Text des G e­
genvorschlages beseitigt w urden. Es geht nicht 
m ehr um eine neue B undesaufgabe m it en tsp re­
chenden  finanziellen , personellen  und adm in i­
strativen K onsequenzen. D ies m ag die Analyse 
des zur A bstim m ung gelangenden V erfassungs­
artikels erläu tern . Absatz 1 lau tet: «D er Bund 
stellt G rundsätze  au f für Fuss- und W anderw eg­
netze.» Dies besagt nichts anderes, als dass für 
die A npassung  bestehender G esetze und  Ver­
o rdnungen  au f  Bundes-, K antons- und  G em ein­
deebene gewisse Richtlinien  fo rm uliert w erden, 
wie sie bereits auch für die S trassenbauten  exi­
stieren. M it A bsatz 2, erster Satz, «A nlage und 
E rhaltung  von Fuss- und  W anderw egnetzen ist 
Sache der K an tone»  w ird ausdrücklich  festge­
halten , dass nach wie vor und  ohne A enderung 
der bisherigen Praxis die H aup taufgabe, die 
P lanung, der Bau und  der U nterhalt, bei den 
Kantonen  verbleibt. Förderalistische B edenken, 
wie m an sie im m er w ieder vor allem  aus der 
W estschweiz zu hören bekom m t, sind ganz ein­
fach fehl am Platz und  m ögen ihren U rsprung 
im ursprünglichen , je tzt zurückgezogenen In- 
ita itiv text haben , können  aber keinesfalls aus 
der jetzigen F orm ulierung  hergeleitet werden. 
D er Bund schafft kein  B undesam t für Fuss- und 
W anderw ege. W enn im zw eiten Satz von Absatz
2 ausgeführt w ird: « D er Bund kann  diese T ätig­
keit unterstü tzen und  koo rd in ie ren» , so ist d a r­
a u f zu ach ten , dass diese K ann-F orm el den 
Bund nicht zw ingt, etwas zu tun , sondern  nur 
erm ächtig t, d o rt zu un terstü tzen  und  zu koo rd i­
n ieren, wo eine U nterstü tzung  und  K o o rd in a­
tion nötig, m öglich und  auch erw ünscht ist. D a­
m it ist sow ohl d er finanziellen  S ituation  des



Bundes wie auch den untersch ied lichen  V erhält­
nissen in den einzelnen K an tonen  R echnung 
getragen.

D er d ritte  A bsatz des neuen V erfassungsarti­
kels ist von zen tra le r B edeutung. Er heisst: « In  
E rfüllung seiner A ufgaben nim m t der Bund au f  
Fuss- und W anderw ege Rücksicht und  ersetzt 
W ege, die er aufheben m uss.»  ln den vorstehen­
den A usführungen w urde an hand  von Beispie­
len d a ra u f  hingew iesen, wie wichtig es ist, dass 
n icht der Bund selbst zum  Zerstörer wird und 
dass er, dem  V erursacherprinzip  en tsprechend , 
in Z ukunft auch verpflichtet w erden kann , 
W anderw ege und  Fusswege nötigen falls zu er­
setzen. D abei ist zu erw ähnen , dass es um einen 
sinnvollen  Ersatz gehen soll und  dass dies n icht 
bedeutet, dass vorbehaltlos jed er zerstörte K ilo­
m eter ersetzt w erden m uss. W ichtig ist die E r­
haltung  der Fussw egnetze  und  der W anderw eg- 
nelze. U nd schliesslich n im m t Absatz 4 Bezug 
au f die verdienten privaten Organisationen, mit 
denen Bund und  K an tone Z u sam m en a rb e i ten  
sollen. D abei handelt es sich in erster Linie um 
ein Mitspracherecht, das diesen O rganisationen  
zustehen soll, wenn V eränderungen im beste­
henden  W egnetz geplan t sind.

E s  gellt n ich t o h n e  V e rfa ss ii iig sa rt ik c l
A bschliessend kann  m an sich die Frage stel­

len, ob die V erankerung in der V erfassung eines 
an sich unbestrittenen  Problem es wie die E rha l­
tung fussgängerfreundlicher W ege überhaup t 
nötig  sei und ob es nicht genügen w ürde, solch 
.«kleine F ische» au f G esetzesebene u n te rzu b rin ­
gen. Leider ist dies aber nu r dort m öglich, wo 
ein V erfassungsartikel dem  Bund ausdrücklich  
die K om petenz zum  Legiferieren  a u f  einem  be­
stim m ten G ebiet gibt. D am it der Bund dem un ­
bestrittenen  Begehren, R ücksicht a u f  Fuss- und  
W anderw ege zu nehm en und  allenfalls für Er­
satzwege zu sorgen, en tsprechen  kann , b rauch t 
er diesen V erfassungsartikel. Schliesslich sei 
aber auch die U eberlegung gestattet, ob etwas, 
das kaum  etwas kostet, das keine neue A ufga­
benüberw älzung  an den Bund en thält, das aber 
dem  ganzen Volk nützt, denn  Fussgänger sind 
wir alle, und  das im G ru n d e  eine unheilvolle 
Entw icklung aufhalten  will, bevor es zu spät 
dazu ist, n icht doch w ürdig ist, in unsere V erfas­
sung aufgenom m en zu w erden. Das P arlam ent 
und  der B undesrat haben  sich davon überzeu­
gen lassen. N un ist es am Volk, ebenfalls Ja 
dazu zu sagen. U nd wir hoffen, es sei ein ein­
deutiges Ja zu einer guten Sache.
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Zur Volksabstimmung vom 13. F ebruar 1979

2 ©lää'“
Die eidgenössische Abstimmung vom 18. Februar betrifft u. a. 
einen Verfassungsartikel (37quater) über Fuss- und Wander­
wege. Dem Bund will im wesentlichen aufgetragen werden, 
Grundsätze für Fuss- und Wanderwegnetze aufzustellen. Eine 
weitergehende Volksinitiative wurde zurückgezogen und kommt 
nicht zur Abstimmung. Der Gegenvorschlag, der aus den Be­
ratungen von National- und Ständerat hervorging, findet allge­
mein ein positives Echo, wenn auch nicht überall alle Bedenken 
ausgeräumt sind.

Wie es zur Vorlage kam
Am 21- Februar 1974 reichte eine in 
Zürich domizilierte Arbeitsgruppe zur 
Förderung der schweizerischen Fuss- 
und Wanderwege eine von 123 749 
gültigen Unterschriften getragene 
Volksinitiative ein. Dieses Begehren 
trug, wie die verhältnismässig hohe 
Unterschriftenzahl belegt, einem An­
liegen Rechnung, das vielen Bür­
gern am Herzen liegt. Sicherer Weg 
für den Fussgänger und geeignete 

, Wege für W anderer zum Zweck der 
Erholung und aktiver Freizeittätigkeit 
entsprechen einem Bedürfnis, das weit­
verbreitet ist.
Der Initiativtext schoss insofern über • 
das Ziel hinaus, als er dem Bund die 
Aufgabe überbinden wollte, «die Pla­
nung, die Errichtung und den U nter­
halt eines nationalen Wanderwegnetzes 
sowie die Koordination, die Errichtung 
und den U nterhalt regionaler Fuss- 
und W anderwegnetze in der ganzen 
Schweiz sicherzustellen».
Diese Aufgabenstellung hätte eine 
aufwendige Bundestätigkeit erfordert. 
Da es sich in der Sache jedoch in stär­
kerem Masse um eine örtliche, regio­
nale und kantonale Angelegenheit 
handelt, erwuchs dem Vorschlag O p­
position. Die zentralistische Tendenz 
der Initiative stiess auf Ablehnung, 
nicht zuletzt auch im Bundesrat, wie in 
seiner Botschaft vom 16. Februar 1977 
ausgeführt wird.
Die vorberatenden parlamentarischen 
Kommissionen und die beiden Räte 
selbst trugen der aufkommenden Stim­
mung gegen die Initiative Rechnung, 
indem der zentralistische Charakter 
abgeschwächt wurde. Einem Gegen­
vorschlag stimmte sähjiesslich der 
Ständerat mit 21 : 9 und der Nationalrat 
mit 129: 8 Stimmen zu. Sein Text (vgl. 
Fenster) geht in den Anforderungen 
an den Bund weniger weit als das 
Volksbegehren von 1974. das von 
den Initianten zurückgezogen worden 
ist. Zur Abstimmung kommt folglich 
einzig der Gegenvorschlag der eidge­
nössischen Kammern (Art. 2 .des Bun­

desbeschlusses vom 6. Oktober 1978).

Das Anliegen
Wer sich an einem sonnigen Wochen-. 

; ende aufs Land begibt, selbst wenn er 
abgelegenste Gegenden aufsucht, wird 

, nicht allein sein. Tausende von W an-
I derern suchen beim Marsch oder 

Spaziergang Ausspannung und Erho- 
: lung. Die Freude bleibt allerdings 

nicht ganz ungetrübt. Von den rund
50 000 km Wanderwegen der
Schweiz werden jährlich 1000 km zu 
Strassen ausgebaut, mit Hartbelag ver­
sehen, unterbrochen oder aufgehoben. 
W andern auf Naturbelag wird dadurch 
verunmöglicht, oder dort, wo solche 
Wege dem motorisierten Verkehr ge­
öffnet sind, gestört.
In diesem Zusammenhang wird nun im 
Vorfeld der Abstimmung gerne mit er­
hobenem M ahnfinger der «Moloch 
Verkehr» an den Pranger gestellt. Ein­
mal m ehr wird der M otorfahrzeugver­
kehr angeklagt. Die sachliche Ueberle- 
gung liest sich selten, dass der Ausbau 
von Wanderwegen und Strässchen mit 
N aturbelag zu Fahrwegen und Stras­
sen mit Hartbelag vielfach der bes­
seren Erschliessung und Nutzung land­
wirtschaftlicher Güter, von W äldern 
oder Alpen dient, also den Existenz­
interessen eines Teils der Bevölkerung 
entgegenkommt, die nicht nur am 
Sonntag in solchen abgelegenen G e­
genden, Gehöften, Weilern und D ör­
fern lebt. Für sie ist die bequemere 
und wirtschaftlichere Erreichbarkeit 
mit M otorfahrzeugen auf guten Zu­
fahrtswegen ein Anliegen, dem man 
mit dem Hinweis auf den «Moloch 
Verkehr» nicht gerecht wird.
Fusswege bestehen auch innerorts als 
siedlungsnahe Verbindungen oder, vor­
nehmlich in Städten, als Trottoirs. Um 
als solcher zu gelten, soll der Fussweg, 
wenn möglich mit Naturbelag, dem 
allgemeinen Fährverkehr nicht zu­
gänglich sein. Solche Verbindungswege 
können auch eine Rolle in der N ahT 
erholung spielen. ■ >
Sofern sie dem Verkehr verschlossen 
sind, erfüllen sie eine Sicherheitsfunk­

tion. Diese ist entsprechend den örtli­
chen Gegebenheiten und Bedürfnissen 
zu beurteilen und im Rahmen örtli­
cher, allenfalls regionaler Ortsplanung 
sowie Bau- und Verkehrsordnungen 
gestzgeberisch zu erfassen.
Der Bund beeinflusst bereits jetzt 
schon durch Subventionen an land-, 
alp- und forstwirtschaftliche Wege und 
Erschliessungen das Schicksal von 
W anderwegen. Säe können durch den 
vom Bund mitfinanzierten Strassenbau 
tangiert werden. Die neue Verfassungs­
bestimmung möchte den Bund darauf 
festlegen, in allen diesen Aktivitäten 
das W anderwegnetz zu schonen oder 
für seine Ergänzung zu sorgen. Ob es 
dazu einer neuen Verfassungsbestim­
mung bedarf?

Der neue Bundesauftrag
Die neue Verfassungsbestimmung 
(Artikel 37quater) überträgt dem Bund 
den Auftrag, Grundsätze für Fuss- und 
W anderwegnetze aufzustellen. Statt 
ihm die Planung, die Errichtung und 
den U nterhalt solcher Netze aufzuerle­
gen, wie es die Initiative vorsah, be­
schränkt sich der Text der Abstim­
mungsvorlage auf den Erlass von 
Grundsätzen. In welcher Richtung da­
mit gezielt wird, lässt sich einer D oku­
mentation der Initianten entnehmen. 
D araus kann eine kurz-, mittel- und 
langfristige Zielsetzung entnommen 
werden.
Kurzfristig geht es um die Schaffung 
von Rechtsgrundlagen für Fuss- und 
W anderwege, wie sie für Strassen und 
andere Verkehrswege bereits bestehen. 
Ein besonderer Verfassungsartikel soll 
die Anpassung jener Bundesrechts­
erlasse ermöglichen, welche die Fuss- 
und W anderwege beeinflussen. 
Mittelfristig geht es um die Erhaltung 
der bestehenden Wege und, wo nötig, 
um die Beschaffung von Ersatz, ferner 
um die Förderung der Wanderwege 
durch den Bund im Interesse der E r­
holung und des Tourismus, um die 
Förderung der Fusswege zum Zweck 
der sicheren Fortbewegung der Fuss-



giinger innerorts und im Siedlungsbe- 
reich, und schliesslich um eine E nt­
flechtung des Fussgänger- und F ähr­
verkehrs.
Langfristig will ganz allgemein eine 
fussgängerfram dlichere Planung her­
beigeführt werden.
Diese Zielsetzungen zeigen auf, dass 
und wie sehr die Aktivitäten des Bun­
des, wenn er von der neuen Kompe­
tenz Gebrauch macht und dem neuen 
Auftrag nachkommt, sowohl im  Be­
reiche der Siedlungen (Orts-, Regional- 
und Raumplanung, Verkehrswegetren­
nung usw.) als auch der offenen Land­
schaft von konkreter Bedeutung wer­
den. Es bleibt nicht bei ideellen Vor-: 
Stellungen. Vielmehr wird sich der! 
Bund handfest und praktisch mit ‘ 
Plänungs- und Bauproblemen zu befas­
sen haben. ’ \ 
Zwar werden Bau und Erhaltung von* 
Fuss- und Wanderwegen Sache der 
Kantone sein. Diesen wird durch Bun­
desrecht eine neue Aufgabe überbun- 
den. Dem Bund wird anheimgestellt, 
die Tätigkeit der Kantone zu unter­
stützen und zu koordinieren. Die 
«Kann»-Vorschril't lässt offen, ob der 
Bund von dieser Kompetenz Gebrauch 
machen wird oder nicht. Die Auf­
nahme der Ermächtigung in die Bun­
desverfassung zeigt aber an, dass .vom 
Bund eine entsprechende Aktivität er­
wartet wird.
Nicht ins Ermessen der Bundesbe­
hörden wird gestellt, dass der Bund bei 
der Erfüllung seiner Aufgabe auf Fuss- 
und W anderwegnetze Rücksicht nimmt 
und Wege, die er aufheben muss, 
ersetzt. Das wird in der Praxis vor­
nehmlich beim Nationalstrassenbau 
der Fall sein. Dazu sind gemäss Absatz
2 der Abstimmungsvorlage auch die 
Kantone angehalten.
Schliesslich wird Bund und Kantonen 
zur Auflage gemacht, mit privaten 
Organisationen zusammenzuarbeiten. 
In welchem Ausmasse und allenfalls 
mit welchem Kostenaufwand für die 
öffentlichen Körperschaften gehl aus 
diesem Absatz nicht hervor. Ob der 
Anstoss dazu von Bund urid K intonen 
auszugehen hat oder ob den privaten 
Organisationen ein Recht zukommt, 
diese Zusammenarbeit zu fördern, wird 
in der konkreten Gesetzgebung noch 
festzulegen sein.

Mit Verstand und Herz
Unterschriftenzahl für die Initiative,

Beratungen in den eidgenössischen 
Kamm ern und bisher gewaltete öffent­
liche Diskussion sind Anzeichen, dass 
das von der Abstimmungsvorlage er­
fasste Anliegen weithemm Zustim­
mung findet. M ehr Sicherheit für 
Fussgänger, erholsames W andern auf 
möglichst motorfahrzeugverkehrsfreien 
Wegen und Strassen mit Naturbelag, 
Rücksichtnahme der Planungen auf 
verschiedenen Stufen und in m ehr-' 

. fachen Bereichen auf die Anliegen der 
Fussgänger sind Wünsche, die von 
vielen Bürgern geteilt werden. Alles in 
allem: eine sympathische Vorlage, 
die keine Sonderinteressen abdeckt 

; und ans H erz greift. .
Da eine neue Bestimmung der Bundes­
verfassung geschaffen werden will, 
darf zwar ein Schuss Herz und Gem üt 
mitspielen, soll aber dennoch der V er­
stand, die nüchterne Sachüberlegung 
nicht völlig in den H intergrund ge­
drängt werden. Es geht dabei um die 
Frage nach der Notwendigkeit eines, 
verfassungsmässigen Auftrages an den 
Bund, um die Verstärkung zentral­
staatlicher Einflussnahme, damit' um 
die Aufgabenverteilung zwischen Zen­
tral- und Gliedstaaten sowie nach- 
geordneten öffentlichen Körperschaf­
ten, schliesslich auch um die ganz 
grundsätzliche Frage, ob es in diesem 

. Sachbereich überhaupt einer staatli­
chen Einflussnahme bedarf. Es kann 
einem Bürger kaum angekreidet wer­
den. wenn er Zweifel hegt und eher zu 
einer Ablehnung neigt,- weil er der 
Meinung ist, diese neue Bundesaufgabe 
siedle sich jenseits der Limiten an, die 
für staatliche Tätigkeit und Einfluss­
nahme zu setzen seien, wenn am Ende 
der Staat nicht alles und jedes regeln 
soll. Es gehe hier um eine Sache, die 
für einen Teil von den Bürgern und 
ihren Vereinigungen selbst und für den 
ändern Teil von nachgeordneten 
öffentlichen Körperschaften ins Lot 
gebracht werden kann, ohne dass Bund 
und Bundesverfassung dam it behelligt 
zu werden brauchen.
Die für Abstimmungsparolen zuständi­
gen Organe des TCS, im besonderen 
der Verwaltungsrat, haben keine A b­
stimmungsempfehlung an die Mitglie­
der beschlossen. Eine der Abstim­
mungsvorlage freundliche Stimmung 
ist unverkennbar. Trotzdem bleibt zu 
Vermerken, dass die grundsätzlichen 
politischen Bedenken ebenfalls deut­
lich zum A usdruck kamen. W. R.



Zur Wanderweg-Abstimmung

B is zu r a llgem einen  E in füh rung  des m e tr isch e n  S ystem s w ar d e r  F u ss  d as  
w ich tig ste  eu ro p ä isch e  L ängenm ass. In sb eso n d e re  w urde d ie  K ö rp e rg rö sse  
des M en sch en  durchw egs in F uss gem essen  und  angegeben , ab e r  au ch  k le i­
n ere  b is m ittle re  E n tfe rn u n g en  w urden  in  F u ss  g em essen  « ad  verm erk t.

Ing. Noch heute sind diese Angaben im 
angelsächsischen Bereich durchaus üb­
lich, vor allem für Höhenangaben und 
deshalb vermerken selbst schweizeri­
sche Touristenangaben in englischer 
Sprache die Höhen unserer Berge in 
Fuss, der ja  auch das G rundelem ent für 
Yard und Inch bildet. Wie von alters 
her, so bildet auch in unserer Zeit der 
Fuss das Mass des Menschen und für 
die Entfernungen seiner Umgebung.
Das kommt nicht von ungefähr, denn 
der Mensch lernt au f seinen Füssen ste­
hen und mit seinen Füssen gehen lange 
bevor er sprechen lernt. Das erste Ste­
hen und das erste Gehen eines Kindes, 
zuerst an der H and der M utter, dann 
tastend allein, stellen entscheidende 
Abschnitte in der Lebensentwicklung 
des Menschen dar, denn dadurch wird 
er befähigt, «auf eigenen Füssen zu ste­
hen» -  wie dies auch für das spätere 

• Leben geradezu sprichwörtlich gewor­
den ist.

Diese uralte Erfahrung der Menschheit, 
die Erkenntnis von der Erlebnistiefe 
des Zu-Fuss-Gehens ist im Laufe einer 
Entwicklung, in der die Menschen das 
Gehen scheinbar mehr und mehr ver­
lernen, die Fuss- und Wanderwege 
m ehr und m ehr verschwinden oder zu 
Asphalt- und Betonstrassen umfunktio­
niert worden sind, wieder um so mehr 
durchgebrochen, als die gesundheitli­
chen und psychischen Folgen immer 
deutlicher sichtbar wurden. Wie nach 
der ersten Motorisierungswelle im G e­
folge des Ersten Weltkrieges, so ist auch 
infolge der zweiten und weit massive-' 
ren Motorisierungswelle der Hochkon­
junk tu r das Bedürfnis und die Freude 
am W andern wieder in weitesten

Volkskreisen aufgebrochen -  aber auch 
rasch wieder gedämpft worden durch 
den Umstand, dass inzwischen unzähli­
ge Fuss- und W anderwege verschwun­
den oder vergandet, aufgehoben oder 
in Fahrstrassen verwandelt worden 
sind.

S p o n ta n e s  E c h o
Hier liegen die tieferen und eigentli­
chen G ründe für das «Volksbegehren 
zur Förderung der Fuss- und W ander­
wege», das in erstaunlich kurzer Zeit 
mit über 123 000 Unterschriften zustan­
de kam, obwohl zum Zeitpunkt der 
Einreichung im Jahre 1974 nur 50 000 
gültige Unterschriften erforderlich ge­
wesen wären. Die Initiative fand ein 
spontanes Echo in breiten Volksschich­
ten -  und dies gab den eidgenössischen 
Räten Anlass, dem Ablehnungsantrag 
des Bundesrates nicht einfach zu fol­
gen, sondern einen Gegenvorschlag 
auszuarbeiten, über den Volk und 
Stände am kom m enden 18. F ebruar an 
der Urne zu entscheiden haben. Damit 
hat auch das Parlam ent die Bedeutung 
des Begehrens nach Förderung der 
Fuss- und W anderwege nicht nur aner­
kannt. sondern noch unterstrichen, und 
zwar in einer Form, die einerseits unse­
rem föderalistischen Staatsaufbau 
Rechnung trägt und anderseits die Be­
lastung des Bundes mit neuen Ausga­
ben klug vermeidet. Denn dem Bund 
wird nur die Aufgabe übertragen, 
Grundsätze für Fuss- und W anderweg­
netze aufzustellen sowie die Tätigkeit 
der Kantone -  deren Sache es bleibt, 
für Anlage und Erhaltung von Fuss- 
und W anderwegen zu sorgen -  zu un­
terstützen und zu koordinieren. Ledig­

lich dort, wo der Bund Fuss- und W an­
derwege aufheben muss, z. B. im Zu­
sam m enhang mit dem Nationalstras- 
senbau. wird ihm aufgetragen, sie zu 
ersetzen und im übrigen bei der Erfül­
lung seiner Aufgaben Rücksicht zu 
nehm en auf Fuss- und W anderwegnet­
ze.

A uch Förderung der S ich erh e it
Es geht dabei nicht nur um die Förde­
rung der Gesundheit, die der Fussgän- 
ger und W anderer sehr wohl zu nutzen 
weiss, sondern ebensosehr um die För­
derung der Sicherheit. Man braucht da­
bei nicht nur an jene W anderer zu den­
ken. die wegen der Um funktionierung 

/  von Fuss- und Wanderwegen in Fahr­
strassen. in asphaltierte und betonierte 
Fahrbahnen, gezwungen werden, in zu­
nehm endem Masse solche vom Motor­
fahrzeugverkehr mit Beschlag belegte 
Verkehrswege zu benützen und sich da­
mit unnötigen G efahren auszusetzen, 
sondern vor allem auch an die Schul­
kinder. die in ständig vermindertem 
Masse ihren Schulweg unbeküm m ert 
unter die Füsse nehm en können. Die 
ständig steigende Zahl der im Strassen- 
verkehr verletzten und gar getöteten 
Fussgänger und vor allem der Kinder, 
m ahnt längst zum Aufsehen. Eines der 
wirksamsten Mittel, um diese unheil­
volle. ja  tragische Entwicklung endlich 
zu brechen, besteht sicher darin, den 
Fussgängern und speziell den Kindern 
wieder jene Fuss- und W anderwege zur 
Verfügung zu stellen, au f denen sie sich 
unbeschwert und natürlich bewegen 
können. Der neue Verfassungsartikel 
zur Förderung der Fuss- und W ander­
wege zeigt den richtigen Weg zur Errei­
chung dieses Zieles und verdient des­
halb volle Unterstützung.
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Zum Schutz der Fuß- und Wanderwege
Für den Schutz und den weiteren Aus­
bau der Fuß- und Wanderwege muß 
künftig mehr getan werden als bisher. 
Die Stinnnbürgerinnen und Stimmbür­
ger sind aufgerufen, am 18. Februar 
über einen neuen Artikel der Bundes­
verfassung betreffend die Fuß- und 
VVanderwege abzustimnien. Bei der Vor­
lage handelt es sich um den Gegenent­
wurf des Parlaments zur inzwischen 
zurückgezogenen Fuß- und Wander­
weg-Initiative. Sie trägt den Anliegen 
breitester Bevölkerungskreise Rechnung! 
und hält sich an die in der Schweiz 
übliche Aufgabenteilung zwischen Bund \  
und Kantonen.

Vor fünf Jahren reichte die «Arbeits-j 
gemeinschaft Rechtsgrundlagen für 
Fuß- und Wanderwege» die «Volks­
initiative zur Förderung der Fuß- und 
Wanderwege» ein. Es gelang ihr, inner­
halb von vier Monaten über 123 000 
Unterschriften zu sammeln. Der Vor­
schlag sollte den Bund veranlassen, «auf 
dem Wege der Gesetzgebung die Pla­
nung, die Errichtung und den Unterhalt 
eines nationalen Wanderwegnetzes so­
wie die Koordination, die Errichtung 
und den Unterhalt regionaler Fuß- und 
Wanderwegnetze in der ganzen Schweiz 
sicher(zu)stellen». Gleichzeitig wollten 
die Initianten den Bund verpflichten, 
die Anlage und den Ausbau lokaler 
Fußwegnetze zu fördern und dafür zu 
sorgen, daß Fuß- und Wanderwege ab­
seits befahrener Straßen geführt wer­
den. Die Initianten forderten also eine 
umfassende rechtliche Grundlage zur 
Erhaltung und Förderung der Fuß- und 
Wanderwege.

Der Bundesrat äußerte sich positiv zu 
den Zielen der Initiative, befürchtete 
aber, daß dem Bund daraus eine kost­
spielige Aufgabe erwachsen könnte, die 

(ihrer Art nach eigentlich Sache der

Kantone wäre. So empfahl er den eid­
genössischen Räten im Februar 1977, . 
die Initiative ohne Gegenvorschlag ab- 
zulehnen und dem Volk mit dem An­
trag auf Verwerfung zur Abstimmung 
zu unterbreiten. Die vorberatende Kom­
mission des Nationalrates war dann aber 
anderer Ansicht und beschloß, der In­
itiative einen Gegenvorschlag gegen­
überzustellen. Sie vertrat den Stand­
punkt, daß sich die Gesetzgebung nicht 
nur mit den Anlagen des motorisierten 
Verkehrs, sondern auch mit den bis an- 
hin vernachlässigten Wegen der Fuß­
gänger zu befassen habe.

ln beiden Räten kam es zu ausge­
dehnten Debatten, die schließlich zu 
dem nunmehr zur Volksabstimmung ge­
langenden Verfassungsartikel 37quater 
führten. Der Nationalrat stimmte ihm 
mit 118: 13 Stimmen zu, der Ständerat 
mit 3 0 :9  Stimmen. Mit diesem Ergeb­
nis erklärten sich die Initianten einver­
standen und zogen.ihr Begehren zurück. 
Das große Verständnis, das ihre Anlie­
gen in den Ratsverhändlungen erfuhren, 
ist in erster Linie auf die zunehmende 
Zerstörung der Fuß- und Wanderwege 
zurückzuführen. Einer derartigen Fehl­
entwicklung ist nur noch auf gesetz­
licher Basis beizukommen. Es ist ferner 
unbestritten, daß der Fußgänger in der 
heutigen Gesellschaft dem Fährverkehr 
gegenüber benachteiligt ist. Das ver­
deutlichen nicht zuletzt die Unfallzah­
len. Unsere Gesetze hinken hinter der 
Entwicklung her und müssen der ver­
änderten Situation angepaßt werden. 
Auch der Bundesrat befürwortet heute 
den Vorschlag des Parlaments.

Mit der Annahme des Verfassungs­
artikels über Fuß- und Wanderwegs 
soll ein erster Schritt zur Verbesserung 
der Situation des Fußgängers getan wer­
den. Die Fußgängerwege sind zu er­
halten und zu fördern und der Fuß­

gänger- und der Fährverkehr nach 
Möglichkeit zu entflechten. Die H aupt­
aufgabe, die Anlage und Erhaltung von 
Fuß- und Wanderwegnetzen, bleibt 
Sache der Kantone. Man nimmt also 
Rücksicht auf die in der Schweiz be­
währte Aufgabenteilung zwischen Bund 
und Kantonen, ln der Erfüllung seiner 
vielfältigen eigenen Aufgaben soll na­
türlich auch der Bund auf die bestehen­
den Fuß- und Wanderwege Rücksicht 
nehmen und dort, wo Eingriffe unum ­
gänglich sind, nach dem Verursacher­
prinzip Ersatz leisten.

Es geht nicht länger an, daß jährlich 
Hunderte von Kilometern an Fuß- und 
Wanderwegen asphaltiert und betoniert 
werden und sich kaum jemand um den 
Ersatz kümmert. Die Vorlage über die 
Fuß- und Wanderwege verpflichtet die 
Behörden in Bund und Kantonen, die 
Rechtsgrundlagen für den Schutz und 
die Wiederherstellung oder die Erwei­
terung der Fußgängerwege zu schaffen. 
Bund und Kantone sollen unter Berück­
sichtigung der föderalistischen Ordnung 
und im Interesse der Sache Zusam m en­
arbeiten.

Die finanziellen Konsequenzen der, 
Vorlage sind im Vergleich zu den Auf­
wendungen für den motorisierten Ver­
kehr geringfügig. Der Bund braucht sei­
nen Verwaltungsapparat nicht zu ver­
größern, und Kosten erwachsen ihm 
nur in Fällen, in denen er bei Verbau­
ungen selber für Ersatz zu sorgen hat. 
Im weiteren sollen ihm keine neuen 
Verpflichtungen überbürdet werden.

Was der Bund in dieser Sache bereit­
zustellen hat, das sind die gesetzlichen 
Grundlagen, nach denen die Kantone 
und Gemeinden in Zukunft für die Er­
haltung und Förderung des Fuß- und 
Wanderwegnetzes zu sorgen haben. Er 
hat den Grundsatz aufzustellen, daß bei 
Erschlicßungsarbeiten auf den Men­
schen zu Fuß wieder mehr Rücksicht 
genommen wird. Darum verdient die 
Fuß- und Wanderweg-Vorlage unser 
vorbehaltloses Ja.
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Im V orfeld  des eidgenössischen  U rnenganges vom  18. Februar

«Das Wandern ist des SVlüüers Lust...»
Während sich mit dem Bau und dem Unterhalt von N ational-, Kantons- und Gem eindestrassen heute eine grosse 
Anzahl von Beamten beschäftigt und M illiardenbeträge ausgegeben werden, fristen die Fuss- und W anderwege 
weitgehend ein «M auerblüm chen-Dasein»: Hier m öchte der neue Verfassungsartikel (37quater), über welchen in 
der eidgenössischen Volksabstim m ung am 18. Februar zu befinden ist, korrigierend wirken.

V on Werner Steinmann

Zur vermehrten Wahrung der Interessen 
der Fussgänger und Wanderer wurde das 
eidgenössische Volksbegehren «zur Förde­
rung der Fuss- und Wanderwege» einge­
reicht. Nachdem aber die Bundesversamm­
lung einen eigenen neuen Artikel 37quater 
der Bundesverfassung ausarbeitete, zogen 
die Initianten ihr Begehren zugunsten der 
neuen Variante zurück. Deshalb ist nun 
am kommenden 18. Februar über den Ar­
tikel des Parlamentes und nicht über die 
Volksinitiative abzustimmen.

D ie Schattenseiten  
der «Transportrevolutioii»

Was einst mit der «Transportrevolution» 
begann — der Bau neuer und leistungsfä­
higer Verkehrsverbindungen, die Industria­
lisierung und moderne Wirtschaftsformen 
überhaupt erst ermöglichten —, zeigte je 
länger je mehr seine Schattenseiten: Die 
Zunahme des Individualverkehrs zwang 
zum Bau eines immer umfangreicheren 
und immer leistungsfähigeren Strassennet- 
zes. Heute werden für Bau und Unterhalt 
der National-, Kantons- und Gemeinde­
strassen Milliardenbeträge ausgegeben, und 
in diesem Sektor sind grosse Beamtenscha­
ren an der Arbeit. Vergessen wurde im 
Zuge dieser «Strasseneuphorie» vielfach die 
eigentliche Urform des Verkehrsweges! 
der Fuss- und Wanderweg. Wurden klei­
nere Wege durch neuere Strassen ersetzt, 
sorgte man allzu oft nicht mehr für Ersatz; 
wer sich zu Fuss fortbewegen will, ist oft 
der Geplagte des Strassenverkehrs. Solche

Ueberlegungen stehen hinter der Idee, 
durch einen neuen Verfassungsartikel die 
Fuss- und Wanderwege wieder vermehrt zu 
beachten.

Keine neue «Bundesaufgabe»
Die Vorlage, über die am 18. Februar 

zu befinden ist, gibt dem Bund die Kompe­
tenz, Grundsätze für Fuss- und Wander­
wege aufzustellen. Er kann damit also 
koordinierend oder initiierend wirken. 
Deutlich sagt aber der zweite Absatz des 
neuen Verfassungsartikels, dass Anlage 
und Erhaltung von Fuss- und Wanderweg­
netzen Sache der Kantone ist. Der Bund 
kann die Arbeit der Kantone lediglich «un­
terstützen und koordinieren». Es ist also 
nicht vorgesehen, dem Bund eine neue 
Aufgabe zuzuschanzen. Hingegen soll der 
Bund Rücksicht auf die Fuss- und Wander­
wege nehmen, wenn er seine übrigen Auf­
gaben wahrnimmt. Namentlich soll er 
Wege, die er aufheben muss, wieder erset­
zen. Schliesslich bringt ein vierter Absatz 
noch die Pflicht des Bundes und der Kan­
tone, mit privaten Organisationen zusam­
menzuarbeiten.
Auch psychologische Wirkungen?

Gerade aus dieser Zusammenarbeit mit 
privaten Organisationen verspricht man 
sich einiges: Vielerorts bestehen heute lei­
stungsfähige Wanderwegorganisationen — 
Zusammenschlüsse von Fuss- und Wander­
wegfreunden, die sich für diese Belange 
einsetzen und bei der Planung und Anlage, 
aber auch beim Unterhalt, tatkräftig mit- 
wirken. ,

Die neue Regelung im Verfassungsarti­
kel soll dem Bund die Möglichkeit geben, 
dort für Ersatz zu sorgen, wo er Wege 
aufhebt. Man möchte alle ermuntern und 
verpflichten, bei der Bewältigung von Bau- 
und Planungsaufgaben die Interessen der 
Fussgänger und Wanderer mit zu berück­
sichtigen. So könnte denn der neue Verfas- 
sungsartikel neben seinen direkten Folgen 
auch psychologische Auswirkungen haben: 
Weil unsere Verfassung sich depi Anliegen 
annimmt, darf man allgemein auch mit 
einer grösseren Bereitschaft rechnen, neben 
den Automobilisten auch die Fussgänger 
und Wanderer nicht zu vergessen.
Befürworter und Gegner

So «harmlos» diese Vorlage scheint. . .  
sie ist nicht unbestritten. Allenthalben ist 
inan zwar der Meinung, dass Fuss- und 
Wanderwege gepflegt werden müssten. Es 
ist auch nicht bestritten, dass sie fiir Tou­
rismus und Erholung eine zentrale Rolle 
spielen, dass sie die Bestrebungen zur He­
bung der Lebensqualität oder zur Vermin­
derung der Zahl der Verkehrsunfälle un­
terstützen. Die Gegner führen ins Feld, es 
gehöre sich nicht, dass unsere Bundesver­
fassung nun neben Bestimmungen über 
Kartoffelbranntwein oder Spielbanken 
noch mit solchen übet; Fuss- und Wander­
wegen belastet werden sollte. (Vgl. Kom­
mentar zu dieser Abstimmungsvorlage auf 
der Titelseite der heutigen «Tagblatt»-Aus- 
gabe.)

. .. • - ... -. ; . .• . -V» r

Der neue Verfassungsartikel 37qua- 
ter über die Fuss- und Wanderwege,

! über den es am 18. Februar abzustim­
men gilt, ist ohne Zweifel jene der vier 
Vorlagen dieses Urnenganges, die am - 
wenigsten diskutiert wird. Zudem hal­
ten sie viele für «nebensächlich». Und 
doch: Diese V(erfassungsbestimmung 
vermag eine Liicke des bisherigen 
Rechts zu schliessen — eine Lücke, die 
für unser technisiertes Zeitalter mög­
licherweise nur allzu typisch war.

A rg vern ach lässig t. . .

Während Strassen und andere Ein­
richtungen des Individualverkehrs im­
mer noch im Mittelpunkt des öffentli­
chen Interesses stehen, sind die Anlie­
gen der Fussgänger und Wanderer 
nicht selten in den untersten Schubla­
den archiviert. Mit dem neuen Artikel j ...

für die Bundesverfassung soll sich 
diese Situation nun bessern — der 
Bund wird verpflichtet, die Fuss- und 
Wanderwege im Auge zu behalten, 
wenn er seine anderen Aufgaben er­
füllt. Zudem sollen die Bestrebungen 
anderer Kreise gefördert werden.

Das Anliegen des neuen Artikels 
37quater passt deshalb durchaus in die 
Bestrebungen der letzten Zeit, sich wie­
der mehr auf andere als technische 
oder wirtschaftliche Interessen und 
Werte zu besinnen. Eine arge Vernach­
lässigung der Anliegen der Fussgänger 
und Wanderer zugunsten der Forde­
rungen der Automobilisten soll nun 
einer Gesamtschau weichen, bei der 
auch jene zählen, die sich ohne tech­
nische Verkehrsmittel fortzubewegen 
pflegen. Dem Stimmbürger wird der 
Entscheid für die Aufnahme der neuen 
Bestimmung in die Verfassung durch 
den bloss minimalen Aufwand erleich­

tert, der daraus erwächst. Oft ist es 
nämlich nur eine Frage des rechtzeiti­
gen Erkennens des Problems: Wenn 
man im Zuge von anderen Bauprojek­
ten Wege aufhebt, lassen sich diese bei 
rechtzeitiger Planung meist ohne 
grosse zusätzliche Umtriebe ersetzen.

Der Fussgänger muss heute das Ge­
fühl haben, er sei ein Bürger zweiter 
Klasse: Man gibt dem Auto die Priori­
tät, wer zu Fuss kommt, muss in Un­
terführungen untertauchen, Umwege in 
Kauf nehmen, ist Lärm und Abgasen 
ausgesetzt, und seine stummen Proteste 
gegen die Unbill des Automobils wer­
den von verständnislosen Fahrzeuglen­
kern mit einem überlegenen Lächeln 
quittiert. Daran wird sich (leider) auch 
nach der Annahme der neuen Verfas­
sungsbestimmung nichts ändern. Hin­
gegen könnte ein Ja am 18. Februar 
durchaus ein Schritt in die richtige 
Richtung sein: Es lohnt sich deshalb, 
sich auch über diese vermeintlich be­
deutungslose Vorlage Gedanken zu 
machen — und es lohnt sich auch, ja 
dazu zu sagen (vgl. Seite Inland).

Werner Steinmann
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II 18 jebbraio prossi7no non si 

voterä zolamente sull’iniziativa ato- 
mica. Tre altri oggetti di politica 
federale saranno presentati al citta-  
dino elettore. Fra questi, un arti- 
colo costituzionale relativo alle vie 
pedonali cd ai sentieri. Qualcuno 
poträ sorridere e chiedersi non 
completamente a torto, se & nec.es- 
sario disturbare «il sovrano» per 
sottoporgli un simile problema. Ma 
dal m omento che ogni nuovo artico-
lo deüa nostra Costituzione dev’es- 
sere approvato dal popolo, perde di 
significato la discussione sull’op- 
portunitä o meno di questa vota- 
zione.

L ’articolo proposto e il contropro- 
getto che il Parlamento ha opposto 
all’iniziativa popolare «per lo svi- 
luppo delle vie pedonali e dei sen­
tieri», iniziativa nel frattem po riti- 
rata in quanto il controprogetto ha 
soddisfatto gli iniziativisti. Questo 
articolo votato a scliiacciante mag- 
gioranza nei due rami del Parla­
m ento federale, dalla Confederazio- 
ne incarica di curare la rete pedo- 
nale e dei sentieri neU’adem pim ento  
dei suoi compiti e di creare quei 
sentieri che sono stati soppressi. Si 
lascia poi a Cantoni e comuni il 
compito di conservare e sviluppare 
le vie pedestri.

P E R C IiE ’ UN ARTICOLO 
COSTITUZIONALE ?

La Confederazione si e finora oc- 
cupata pocliissimo dei bisogni dei 
pedoni, nell'ambito di quei lavori 
che hanno inciso profondamente 
sull’ambiente ed ai quali la Conle­
derazione partecipa, anche se tal- 
volta solo finanziariamente, in mo­
do importante.

Gli interessi dei pedoni non sono 
sta ti salvaguardati nella procedura 
di consultazione relativa all’allesti- 
m ento del progetto delle strade na- 
zionali, anche per che le organizza- 
zioni che raggruppano questi «a- 
m anti del camminare» non avevano 
voce in capitolo.

La conseguenza si e vista subito: 
la costruzione delle autostrade ha 
provocato la soppresiosne o l’inter- 
ruzione di sentieri o vie pedonali. 
Lo stesso e avvenuto quando si & 
tratta to  di allargare o costruire stra 
de principali 7iei cantoni: la «re- 
sponsabilitä» della Conlederazione 
puö qui essere vista nel contesto dei 
sussidi elargiti, in assenza di preci- 
se norme che cautelassero la vita 
dei sentieri.

Per poter operare questa politica 
protettiva e promozionale delle vie 
pedestri e ora necessario un artico­
lo costituzionale.
UN Y SOLUZIONE 
FEDERALISTA

Ogni giorno vengono soppressi in 
Svizzera 3 km  (!) di sentieri o di 
strade pedonali a causa di nuove 
strade o di altre costruzioni. Que­
sta tendenza puö essere Jrenata 
solamente se esiste coordinazione 
fra Conlederazione, Cantoni e co­
muni.

E' questa coordinazione che tende
lo stesso articolo costituzionale, la- 
sciando ai cantoni lo scopo princi- 
palt ed essenziale: la creazione e 
la manutenzione delle strade pedo­
nali e dei sentieri.

Per ottenere risultati non sarä 
necessario creare un ufficio federale 
e spendere milioni. Si tra tta  unica- 
m ente di predisporre una base giu- 
ridica analoga a quella che giä esi­
ste da lungo tenipo per le strade e 
gli altri settori del traffico. Per il 
resto, i pedoni sono fra gli utenti 
delle strade, sicuramente quelli che 
cagionano meno spese.

Le strade pedonali ed i sentieri 
sono in frastrutture a buon mercato 
che danno molto all’ambiente. Sono 
a disposizione di ognuno per la pra- 
tica di uno sport sano, fon te di equi- 
librio per il corpo e lo spirito. Vo- 
tiamo quindi questo articolo pro­
posto !

(pdc)
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Gegen die zunehmende Verstrassung

Von Nationalrat
Dr. Remigius Kaufmann, St.Gallen

Am 18. Februar 1979 wird nicht über 
die Volksinitiative «zur Förderung der 
Fuss- und Wandcrwege» aus dem Jahre 
1974 abgestimnif. Diese Initiative ist im 
O ktober 1978 zugunsten eines parlamen- 
tariscben Gegenvorschlages zurückgezo­
gen werden, der die Mängel der Initiative 
(finanzieller und föderalistischer Art) 
vermeidet, aber dem  Grundanliegen der 
Initiative entgegenkommt.

Der vorgeschlagene Verfassungsartikel 
ist weder auto- noch wirtschaftsfcindlich. 
Vielmehr stellt er eine wertvolle Stütze 
für den Tourismus dar. H inter dern neuen 
Verfassungsartikel stehen dann auch ne­
ben ändern Organisationen der A utom o­
bilklub der Schweiz und der Schweizeri­
sche Fremdenverkehrsverband.

W andern ist gesund
. Die wachsende Beziehung des Volkes 

zur N atur und zum W andern ist augenfäl­
lig geworden. In einer hoch technisierten, 
raschlebigen und wirtschaftsorientierten 
Welt will man sich -  ein durchaus christli­
ches Anliegen -  die Begegnung mit der 
N atur und die in der Natur sich stellenden 
Fragen nicht wegnehmen lassen. Ftiss- 
und W anderwege erziehen uns im W ohl­
stand zur Einfachheit, in der alltäglichen 
Hetze zur Langsamkeit und in der A ktua­
litätensucht zur Besinnung. Alldem läuft 
die anhaltende Verstrassung und A ufhe­
bung unserer Fuss- und W anderwege zu­
wider. Ausserorts dehnt sich der allge­
meine M otorfahrzeugverkehr m ehr und 
mehr auf gelb m arkierte Wege aus. Die 
W anderwege werden durch neue Strassen 
unterbrochen, zerstückelt und verküm­
mern. Sie werden manchmal auch gedan­
kenlos asphaltiert (siehe Kasten). Inner­
orts werden die Fussverbindungen m üh­
selig (Unterführungen, Lichtsignale, Um­

---------8
wege, Trottoirs entlang von H auptstras­
sen) und gefährlicher, vorab für Schulkin­
der und ältere Leute. }

Inhalt der Vorlage
D er Abs. 1 des Gegenvorschlages 

räum t dem Bund die Möglichkeit ein, 
Grundsätze und Richtlinien für Fuss- und 
W anderwegnetze aufzustellen. Gedacht 
ist an Grundsätze für die verm ehrte T ren­
nung der Fuss- und W anderwege vom 
allgemeinen Strassenverkehr und für das 
Naherholungsgebiet, an eine K onkreti­
sierung des Verursacherprinzipes usw.

D er in Abs. 2 zugunsten der Kantone 
gemachte Vorbehalt bringt verfassungs­
rechtlich nichts Neues, ist aber als Appell 
an die Kantone zu verstehen, ihre Ver­
antwortung auf dem Gebiete der Fuss- 
ur.d W anderwege wahrzunehmen. D er 
Bund erhält die Möglichkeit -  nicht die 
Pflicht - ,  die Tätigkeit der Kantone zu 
unterstützen und nötigenfalls in Grenzbe- 
reichen zu koordinieren.

Die grösste praktische Bedeutung 
kommt Abs. 3 zu. D er Bund hat wesent­
lich mitgeholfen, Fuss- und Wanderwege 
zum Verschwinden zu bringen. E r soll 
neu bei der Erfüllung seiner Aufgaben 
Rücksicht nehmen müssen auf die Fuss- 
und W anderwege (Nationalstrassenbau, 
Beiträge an Kantons- und Hauptstrassen, 
G ewässerkorrektionen, Siedlungser­
schliessungen, Güterzusammenlegun- 
gen).

Die Fuss- und W anderwege sollen im 
Sinne von Abs. 4 nicht nur eine staatliche 
Aufgabe sein, sondern soweit wie mög­
lich von privaten Organisationen erhalten 
werden. Die privaten Organisationen 
sind aber überfordert und waren nicht in 
der Lage, die zunehmende Verstrassung 
aufzuhalten. Ideelle Vereinigungen soll­
ten auch nicht allein mit privaten Geldern 
Schäden beheben, die mit Steuergeldern 
angerichtet werden. ,



Le.Hamocrale,

< ’ ' ! ehemins edestres: 
oui seeis hessfer
p ar Jean -L u c  VAUTRAVERS

Certains des objets  
sonm is en votation  
fedärale le 18 fevrier  
susciten t un  grand de- 
bat parce qu’ils sont 
terrib lem en t com ple- 
xes. C’est le cos de 
l’in itia tive  sur les 
centrales nucleaires.

II faudra  refl&chir ä d eu x  fois — 
au m oins — avant de deposer son 
bulle tin  dans l’urne. En revanche,
il sera plus facile de se determ iner  
au su je t de l’article constitu tionnel 
sur les sentiers et ehem ins pedes- 
tres. Le sim ple bon sens com m ande 
de vo ter oui. Pour quatre raisons 
au m oins :
©  La Suisse est un  pays de m ar-  
cheurs. Selon une recente enquete, 
en 6te 54 °/o des habitants de notre  
pays döclarent que la prom enade  
et les excursions sont leur loisir 
pr6fer6. A  une epoque oü, et c’est 
ta n t m ieux , on se penche sur le 
sort des m inorites, il ex iste  de bon- 
nes raisons de satisfaire aussi les 
m ajorites. Chaque annee, 1000 km . 
de ehem ins pedestres disparaissent 
sous le beton ou sous l'asphalte  
pour fa ire place d des routes ou ä 
d’autres constructions. A  teile  
enseigne que les m archeurs sont 
constam m ent derang&s par le bruit 
et la pollution des vehicules & m o- 
teur. 11 arrive que des conducteurs  
adoptent une a ttitude  qui laisse 
penser qu’ils n ’ont pas la chance 
de connaitre les plaisirs d’un des 
sports les plus sim ples et en m §- 
m e tem ps les plus sains qui soient. 
A cet igard, l’article constitu tion ­
nel p roposi constituera un  prem ier  
pas en direction d ’une egalite de 
droits entre autom obilistes et pie- 
tons. II ne s’agit bien en tendu  pas 
d’opposer les uns a u x  autres. L ’au- 
tom obiliste ne d ev ien t-il pas pie- 
ton d is  qu ’il qu itte  son m oderne  
carrosse ?
©  L ’affa ire ne concerne pas seule- 
m en t les p ietons ä l’ex terieur des 
agglom ira tions, m ais aussi ä l’in- 
törieur de celles-ci. Le m om ent est 
ven u  d’inciter les autorites ä s’en 
soucier. D äsavantagi par rapport d 
l’autom obile, le pidton est speciale- 
m en t ex p o s i au x  accidents. On 
com pte 300 m orts et 3000 blesses 
chaque a n n ie  en Suisse, en partie

par d ifa u t de securitö. Si un  soin 
particulier ätait apportd ä l’a m in a -  
gem ent des voies piätonnes, ces 
ch ijfres se reduiraient.
©  L ’in itia tive  qui est ä l’origine de 
la vo ta tion  ayant 6te retiree, les 
a ttribu tions de la C onfederation ne 
seront pas excessives. Le federa- 
lism e est sauvegarde. En collabo- 
ration avec les associations privees, 
les cantons conserveront la täche 
principale de l’am enagem ent et de 
l’en tretien  du reseau, qu ’il s’agira 
d'am eliorer et d ’agrandir. La Con- 
fed ira tio n  se confinera dans un  
röle de coordination, sa u f en ce qui 
concerne la construction  des rou ­
tes nationales. L ä , eile aura l’obli- 
gation de proceder au rem place- 
m en t de tou t chem in m enace de 
disparition. II faudra  s’en Souvenir 
lors de la construction de notre 
Transjurane. La repartition des 
fonctions est donc claire.

©  Pour la prem iere fois, un  projet 
ecologique est com pletem ent, to ta ­
lem en t defendable. A u x  habituels  
cötes sym path iques et idäalistes 
s ’ajou te cette fois-ci la praticabi- 
lite, com m e l’on d it au jourd’hui. 
C ontrairem ent ä l’in itia tive  A lba­
tros, l’application de l’article cons­
titu tionnel en question ne posera 
guere de problkm es financiers. Elle 
ne se heurtera pas ä des im possibi- 
lites techniques. A  l’inverse des 
douze dim anches sans voiture, eile 
n ’aura pas de m auvaises ripercus-  
sions sur la Sante de notre econo- 
mie. Ce n ’est pas pour rien que 
to u t le m onde, ou presque, se re- 
trouve dans le camp des partisans: 
Conseil federal, parlem ent, partis  
politiques et associations directe- 
m ent interessees : Club alpin, L i- 
gue suisse du patrim oine, L igue  
suisse de la protection  de la na- 
ture, WWF.

Le döbat ne porte pas sur un de 
ces su je ts  d’ordre iconom ique ou 
ideologique qui en flam m en t les 
passions. N ’em peche que la defense  
du p iito n , donc de chacun de nous, 
m erite  un  article dans la C onstitu ­
tion.

J.-L. V.



C o o p g r a z i o n a , / I . 2. .

per i sentieri

LA co n tin u a  trasfo rm az ione  di 
sen tie ri c v io tto li in  s trad e  ro- 
la b ili da n c li’occhio . Essa si 

m an ifesta  sia  nc lla  persis ten te  ten- 
denza ad  asfa lta re  i sen tie ri, sia ne l 
fa tto  che dei c irca  50 000  k m  d i 
sen tie ri m arca ti di g iallo , in  rea ltä  
g ran  p a r te  e  co s titu ita  d a  s trad e  a  
circo lazione no rm ale . A nche il bi- 
lancio  degli in c id en ti e u n  ind ice  del 
d isin teresse  p e r  i pedon i: u n  q u a rto  
di tu tti i m orti di inc iden ti del tra ffico  
e  in fa tti co stitu ito  d a  ped o n i; parti- 
co larm en te  esposti sono i b am b in i e 
le perso n e  anz iane. E sistono  suffi- 
c ien ti p ro v e  p e r  d im o s tra re  che la 
p ro tez ione  dei p ed o n i sulle strisce 
ped o n a li e tra  i sem afori n o n  bas ta . 
E q u in d i d i p r im a ria  im portanza , 
d a l p u n to  di v ista  della  p revenzione 
degli in fo rtu n i s trad a li, d i sep arare  il 
tra ffico  s trad a le  da quello  pedonale : 
questo  com pito  m e rita  a l tre tta n ti 
sforzi di quelli p e r  a ltre  m isu re  p e r  
la  sicurezza del tra ffico .

T riste so r te  d e i p e d o n i, p e r c h e ?

£  facile  risp o n d ere  a  questo  in terro- 
gativo: in  la rga  m isu ra  i sen tie ri e 
v io tto li oggi sono p riv i d i d iritti. A  
favo re  de l tra ffico  m oto rizza to , ri- 
spe ttivam ente  delle  s trade , es istono, 
a  livello  federa le  e can tona le , num e- 
rosi artico li co s tituz ionali, leggi, or- 
d inanze d i sussid io , rego lam enti ecc. 
A  favore  dei p ed o n i m anca invece 
p erfin o  u n a  base  g iu rid ica  p e r  im pe-

d ire  che  sl söp p rim an o  sen tie ri e 
v io tto li senza a lcu n a  com pensazione .

Sussidiamenti probk-matici

P u rtro p p o  la  C onfederazione contri- 
bu isce  am piam en te  a fa r  sp a rire  sen­
tie ri e v io tto li. Essa lo fa in  m an ie ra  
in d ire tta , p e r  il tram ite  di sussid i e 
co n trib u ti. P e r la  costruz ione e la 
m an u ten z io n e  di sen tie ri p ed o n a li, 
separat! dalla  s trad a , sicuri e poco 
onerosi, cssa n o n  concede p resen  te- 
m en te  nessun  sussid io . L a  C onfede- 
raz ione  oggi n o n  e o bb liga ta , anzi 
sovenie nem m eno au to rizza ta , a te- 
n ere  su ffic ien tem en te  con to  delle  esi- 
genze di pedon i e g itan ti.
A  questo  dep lo revo le s ta to  di cose 
occorre  r im ed iare  con u n a  nuova  di- 
sposizione costitu /.ionale. P artico lar- 
m en te  im p o rtan te  e il capoverso  3, 
secondo  il quä le  la  C onfederazione, 
n e ll’adem pie re  i  suoi com piti, e te- 
n u ta  a risp e tta re  i sen iie ri e i v io tto li. 
U n ’analoga d isposizione giä esiste 
n e ll’a r tie o lo ' co s tituz ionale  su lla  p ro ­
tezione del p a trim o n io  artis tico  e n a ­
tu ra le  (artico lo  24 sexies), d isposi­
z ione che  h a  r iv e la to  la  sua u tilitä  
p ra tica . II leg isla to re federa le , il con- 
siglio föderale  e l ’am m in istrazione 
devono  ven ir obb liga ti, nello  svolgi- 
m en to  dei p ro p ri com piti, a  tenere  
deb itam en te  con to  degli in teressi dei 
ped o n i e v ian d an ti.

S o lu z io n e  fed er a lis ta

La costruz ione e la m anu tenz ione  
della  re te  d i sen tie ri e v io tto li resta  
com e fin o ra  d i com petenza dei can- 
ton i. Q u esta  riserva  a favore  dei can ­
ton i n o n  p o rta  n u lla  di nuovo  da l 
p u n to  di v ista  g iu rid ico , m a va inter- 
p re ta ta  com e u n  rich iam o ai can ton i

ad  assum ersi i  p ro p ri com piti ne l 
cam po  de i sen tie ri e v io tto li. A lla  
C onfederazione v erreb b e  a ttr ib u ita  
la  faco ltä  —  non  l ’obbligo  —  d i 
appoggiare l ’a ttiv itä  dei can to n i e, 
ove necessario , di co o rd in a rn e  gli 
sforzi nelle  zone d i confine  giurisdi- 
zionale . L ’artico lo  p rev isto  concede 
a lla  C onfederazione la  possib ilitä  di 
em anare  d isposizion i generali su  
sen tie ri e v io tto li. Si pensa , p e r  
esem pio , a lla  costruz ione e a l colle- 
gam ento  d i itin e ra r i e re ti pedona li 
naz iona li. Si pensa anche  a l fa tto  che 
le s trad e  che conducono  agli a lp i e 
quelle  ru ra li e fo resta li d eb b an o  in  
m aggior m isu ra  essere accessib ili so­
lo  a l tra ffico  agricolo  e fo resta le ; 
in o ltre  si pensa  a  d ire ttiv e  p e r  il 
tracc ia to  dei sen tie ri (so stituendo  i 
m arc iap ied i e le vie pedonali accan to  
alle s trad e  di m aggior tra ffico  con 
sen tie ri e v io tto li d is tan ti d a  queste  
s trade) ecc.
N em m eno in  fu tu ro  si p revede u n a  
separaz ione delle  com petenze con- 
g iun te  di C onfederazione e can ton i 
in cam po s trad a le  c q u in d i u tile  ave- 
re  u n a  legislazione federa le  di base 
anche in  avven ire , in  questo  se tto re. 
E ssa v a  tu ttav ia  com ple ta ta  con d i­
sposizion i su i sen tie ri e v io tto li. P er­
che anche  n e ll’e ra  della  m otorizza- 
zione l ’uom o deve p o te rs i m uovere 
b ene ne l m odo p iü  n a tu ra le , cioe a 
p ied i. T rascu ra ti da lla  legislazione 
a ttu a le , i pedon i h an n o  d iritto  a figu- 
ra re  ne lla  costituz ione, al p a r i del 
tra ffico  m oto rizza to .

dott. Remigius K aufm ann 
consigliere nazionale
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Quand l’ecoioqie !'empörte
les sarcasmes

'  d r o l

su r

Ü0 S V.. >:i i n i K s r s
Dröle d’histcire. Ella commerce le  21 fevrier 1974 par le d öp öt  

d ’uno initiativ© populaire pour le  dsveloppsmont d o s  chemins ot 
centiers. Elie s e  terminera la 18 fevrier 1879 par un vote du peuple 
et dos cantons. Mais pas sur i’initistive, csr, retireo per s s s  
promoteurs, ['initiative n’existe plus. Le te x te  mis s u  concours e s t  
un contre-projet constitutionnel fabrique epeciaiement par l’Assem- 
b !6e federale. L es auteurs de In itia tive  o n t juge l’ouvrage parle- 
mentsire ouffisamment dtgne d’interet pour ren o n cer  ä lu f  opposer 
leur propre projet. iis ont ainsi evite que les voix favorahles au  
maintisn d’un riche reseau pedestre national ne se dispersent sur 
deux textes rivsux. L es « oui» auront d o n c  le  meme poids que le s  
« non ».

La petite histoire des sentiers pe- 
destres ne manque ni de piquant, ni 
de surprises. Rappelez-vous la Situa­
tion, il y a cinq ans. Lors de son 
lancem ent, l’initiative essuya force 
sarcasmes. Notre belle Constitution 
encombree d ’un article sur une ma- 
tiere aussi vulgaire que les sentiers 
pedestres, quelle derision. Et pour- 
tant, l ’initiative a entraine des conse- 
quences que pourraient lui envier pas 
mal d ’autres initiatives, reputees plus 
serieuses, plus fondamentales, ou 
sim plem ent plus utiles.
Record de signatures
'  Prem iere su rp rise : en trtois mois, 
l ’initiative recueille 123 000 signatu- 
res. C’est un reeord. Les amoureux de 
la  grande politique, jusqu’ici mepri- 
sants, ou indifferents, s'inclinent bien 
bas. Presque trop bas, puisqu'il leur 
arrive de croire que le Conseil fede­
ral, meme s’il rejetait le texte propose 
par les promoteurs de l’initiative, 
en trera it au moins en matiere, accep- 
terait de discuter, bref, confectionne- 
ra it lui-m em e un contre-projet. 
Deuxiöme su rp rise : le Conseil fede­
ral reste de glace. Ce ne sont pas 
123 000 signatures qui vont, lui, l ’im- 
pressionner. II en a vu d ’autres. II 
m aintient toutefois un leger suspense 
en sollicitant des Chambres un delai 
supplöm entaire pour rödiger son 
message. Motif invoquö: avant de 
poursuivre les operations. il serait 
bienseant d ’attendre l’issue du scrutin 
populaire sur l ’am enagem ent du ter- 
ritoire. La loi, qui v ient d e tre  atta- 
quee par rfeferendum (nous sommes 
alors en 1976) contient en effet une 
disposition sur les chemins et sen­
tiers.

La votation passee (la loi est re- 
poussee), le Conseil federal se met 
enfin  au travail. Le 16 fevrier 1977, il 
parle : « Vous etes des gens tr£s sym- 
pathiques, dit-il aux auteurs de 1 in i­
tiative, mais, desol6s, nous ne pou- 
vons rien pour vous. Le maintien et 
l ’am enagem ent des sentiers pedestres ‘ 
sont de la competence exclusive des 
cantons et des communes. Nous ne

voyons donc pas la raison de nous 
attribuer, ä nous, Confederation, une 
nouvelle täche. Nous n ’en avons pas 
les moyens financiers et, surtout, 
nous ne voulons pas obscurcir davan- 
tage la repartition des competences 
en tre  la Confederation et les cantons. 
Entre lefederalism e et le pieton, nous 
choisissons le federalisme. Cela signi- 
fie que nous ne pouvons meme pas 
vous proposer un contre-projet, car 
un contre-projet serait une m aniere 
d 'en trer dans votre jeu. »
Un travail ds parsuasion-

Tel est, ä peine colorie, le langage 
que tient le gouvernem ent central 
aux prom oteurs de l ’initiative. Mais, 
troisieme surprise, troisieme retour- 
nem ent de Situation, les Chambres 
föderales, saisies du dossier au cours 
des annees 1977-1978, ne l’entendent 
pas de cette oreille. Evenem ent rare 
sous la Coupole, les voici qui tapent 
hardim ent sur les doigts du Conseil 
federal. Elles ne v o n t pas jusqu’ä 
defendre l ’initiative, mais presque. 
Le lobby ecologiste, qui ignore les 
frontieres de parti, a abattu un consi- 
derable travail de persuasion. Et, 
comme il est em m ene par des gens 
tout ä fait honorables, radical saint- 
gallois, independants et PDC zurich- 
ois, on l ’ecoute. Le Sentiment des 
deputes, presque general, peut se 
resum er a in s i: pour une fois que des 
öcologistes lancent une initiative pas 
trop contraignante, dont l ’economie 
du pays n ’aurait pas ä pätir, essayons 
de leu r tendre la main. Certes, les 
prom oteurs de l’initiative pietinent 
allegrem ent les traditions feaeralistes 
du pays, qu’ä cela ne tienne. II nous 
suffit ä nous, deputes, fins Connais­
seurs en la matiere, d ’y remödier. En 
fabriquant un texte de notre cru, qui 
respecte l’idee essentielle contenue 
dans l’initiative,' sans bousculer outre 
m esure les responsabilites cantonales.

Aussitöt dit, aussitöt fait. Un con­
tre-projet est vote par les deux 
Chambres. Les prom oteurs de l’initia­
tive, satisfaits, retirent leur texte. 11s 
considerent, avec raison, qu’ils ont 
pratiquem ent gagne la partie.

Le pieton dans le neant
Queis sont, en gros, les argum ents 

des partisans du projet federa! ?
Ils com raencent par vous dire que 

vous aurez beau lire la Constitution 
federale ä la loupe, article par article, 
vous ne trouverez aucune allusion au 
pieton, au randonneur. Le neant. En 
revanche, les dispositions fourmil- 
lent, qui traitent des routes nationa­
les, agricoles ou forestieres. Du coup, 
lors üe la construction des routes 
nationales, construction pour laquelle 
la participation federale varie entre
50 et 97%, de nom breux sentiers sont 
interrompus, transform es en routes, 
ou integres a celles-ci. Rares sont les 
passages en tunnels pour les pietons. 
On leur impose, en göneral, de longs 
detours sur des routes asphaltees. 
Lors de la construction des routes 
agricoles (participation federale de 20 
ä 50%), il est interdit ä la Confedera­
tion de prevoir la m oindre depense 
supplem entaire en faveur des pi6- 
tons. Et, dans la construction des 
routes forestieres, la legislation ac- 
tuelle rend difficile, voire impossible, 
l ’amönagement, ä l’usage de pietons, 
de courts tron^ons non carrossables 
destines ä relier les chem ins en cul- 
de-sac.
Le beton grignote

En fait, il existe aujourd’hui en 
Suisse quelque 45 000 km. de chem ins 
pedestres, balises en jaune, Mais, 55% 
de ces chemins sont ouverts au trafic 
motorise, 30 ä 40% sont asphaltes ou 
betonnes. Cette evolution se poursuit 
de manifere irrösistible, puisque, cha- 
que annee, ce sont 1000 km. de 
chem ins balises qui sont interrom pus 
ou transform es, sans qu’on se preoc- 
cupe de les remplacer.

Tout cela est evidem m ent tres tris­
te, retorquent les adversaires du pro­
jet, mais, pourquoi ne pas laisser aux 
cantons et aux communes le soin de 
rem edier ä la Situation ? A quoi les 
partisans rep o n d en t: tout sim ple­
ment, parce que la construction des 
routes releve, pour une part considö-



rable (les chiffres le prouvent), de la
competence de la Confederation. 
Competence directe ou indirecte, peu 
importe. Quand la Confederation 
subventionne les cantons pour la 
construction des routes, eile les en- 
courage ä detru ire les chemins p£des- 
tres. Aux competences routiercs doi- 
vent done correspondre des cornp£- 
tences en m atiere de sentiers.
Egalit© juridiqua

I I  faut m ettre routes et sentiers sur 
pied d'fe^alite juridique, de fagon que 
la Confederation puisse s’occuper des 
prem iercs sans igr.orer les seconds. 
L ’obligation de prendre en considera- 
tion les intcrets des pietons ne signi- 
fie pas qu’aucun chemin ou sentier ne 
sera plus transform e en route. II y 
aura lieu sim plem ent de trouver, a 
leche lon  des lois d ’applieation, des 
solutions adequates, et si possible. d s 
tenir chemins et sentiers a Fecart de 
la circulation routiere. Tout cela 
pourra etre realise sans grands frais 
supplementaires, puisque la  Confedö- 
ration ne devra pas construire ds 
nouveaux reseatix. II sera meine pos- 
sible de realiser des economies, cha- 
oue fois cjue des chemins, en dehors 
des routes, rem placeront des trottoirs 
coüteux.

Los cantons rostonS ©ouv©- 
rains

Contrairem ent aux exigences de 
l ’initiative, poursuivent les panisans 
du projet, les cantons resteront souve- 
rains en m atiere d ’am enagem ent et 
d ’entretien des reseaux peaestres. Ils 
devront sim plem ent se p lier aux 
principes edictes par la Confedera­
tion. Et celle-ci, contrairem ent ä ce 
qui se passait jusqu'ici, engagera sa 
responsabilite ä l’egard des pietons 
chaque fois ou’elle participera ä la 
construction d ’une route.

P.-A. S.

(Pierre-Andre Stauffer)
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J’imagine que tout un public est dejä lasse par la divereite des 
objets soumis ä l’appreciation du peuple et des cantons suisses, le 
18 fevrier prochain. j ’en suis desole, mais ces objets sont au 
nombre de quatre... de l’energie nucleaire aux sentiere pedestres ! 
Et j’ai Charge de les presenter, ne serait-ce que pour inform er celles 
et ceux qui se rendent regulierement aux urnes.

' '' regrettable, mais c’est ainsi... ct
c’est pourquoi la Constitution 
devient ce fatras extraordinaire 
d ’incoherence et de coufusion 
(une derniere nuance ä ce 
su je t: il est si rare qu’une 
initiative rencontre la double 
majorite du peuple et des 
cantons que la Constitution 
demeure encore presque lisible 
et presque comprehensibie... 
lieureux peuple, cependant, 
qui recommence tant d’initia- 
tives sur tant de bagatelles)...

Precise ce premier point, 
j’en viens au nouvel article 37 
quater sur les chemins et 
sentiere. En toute franchise, 
j’avoue d ’abord ne m ’etre 
guere soucie de ce probleine.
Et je me dem ande pourquoi la 
Confederation etablirait des 
« priucipes applicables aux re- 
seaux de cheniins et sentiers 
pedestres », et je me dem ande 
aussi comment ces « principes 
applicables » s’inscriront dans 
les faits... mais je dois adm cttre 
que les promoteurs de l’initia- 
tive et les partisans du contre- 
projet ont le droit de se 
preoccuper du « developpe- 
ment des chemins et sentiers ».

Si je m ’arrete ä un aspect 
strictement valaisan de la 
question, j’apprends, par le 
biais d ’un rapport de l’Associa- 
tion valaisanne du tourisme 
pedestre, que le canton compte 
plus de 7000 km de sentiers 
balises, et que « les questions 
relatives aux possibilites de 
promenades sont celles qui 
reviennent le plus souvent dans 
les demandes de renseigne- 
ments em anant de Suisse et de 
l’etranger ». Pour le Valais, le 
chemin pedestre n’est donc pas 
saus importance touristique. A 
ce titre, et je eite toujoure le

m
Aujourd’hui, je veux donc 

parier de l’initiative populaire 
« pour le developpement des 
chemins et senfiers », initiative 
deposee en 1974, accompagnee 
de 123 749 signatures vala- 
bles... Que je dise d’emblee 
que cette initiative a ete retiree 
au profit d ’un contreprojet des 
Chambres föderales, sur lequel 
devronf precisement, et exclu- 
sivement, se prononcer le 
peuple et les cantons suisses.

Comme chacun le devine 
aussitot, ce contreprojet de­
mande que soit insere dans la 
Constitution un nouvel article 
(37 quater) dont les deux  
Premiers alineas sont ainsi 
libelles : « La Confederation 
etablit les principes applicables 
aux reseaux de chemins et 
sentiers pedestres» (al. 1 );  
« L ’amenagement et l ’entretien 
de ces reseaux relevent des 
cantons, la Confederation peut 
soutenir et coordonner leur 
activite » (al. 2)...

Queis sont donc les repro- 
ches adresses ä ce contreprojet 
issu d’une initiative ? Ils sont 
de deux especes : d ’abord, une 
surcharge superflue d ’une 
Constitution dejä « fourre- 
tout » ; ensuite, l’imprecision 
d’un texte suspect de tout 
permettre ou de ne rien 
proteger (surtout ä propos de 
i’alinea 1).

A la premiere objection, je 
dois ä la rigueur et ä l’ob- 
jectivite (choses que je n’ar- 
rive pas toujoure ä respecter, 
foi d ’h u m e u r!) de souligner 
qu’une initiative populaire, au ­
jourd’hui, ne peut proposer 
que des modifications consti- 
tutionnelles. C’est evidemment

meine rapport, sentiers et 
chemins « meri teilt d ’etre pre- 
serves et cntretenus ».

Mais une teile modification 
constitutionnelle est-elle ne- 
cessaire ? Peu inforine sur ce 
chapitre, peu porte sur la 
baiadc pedestre, je me conten- 
terai de citer M. Bernard 
Dupont, conseiller national : 
une teile modification est ne- 
cessaire car « eile devrait ren- 
dre atfentives les autorites res­
ponsables des collectivites pu- 
bliques ä l’interet de maintenir 
et d ’ameliorer un reseau de 
communication pedestre. Elle 
devrait les encourager ä re- 
server certaines zones aux 
pietons dans les localites, ä 
separer les voies de circulation 
ouvertes aux marcheurs de 
celles prevues pour le trafic 
automobile. Elle devrait per­
mettre enfin d ’eviter la dispa- 
rition progressive des chemins 
et des sentiere de notre pays au 
profit des routes »...

En conclusion, je rappelle 
tout simplement qu ’il s’agit 
d’inserer dans la Constitution 
un nouvel article 37 quater sur 
les chemins et sentiers, qu ’il 
s’agit d ’assurer certains droits 
du pieton. J’ajouterai ccpen- 
dans une ultime remarque, 
egalement tiree du rapport de 
i’association valaisanne ci- 
dessus nommee : le tourisme 
pedestre « est un des attraits 
essentiels de la saison d ’etc cn 
Valais, qui pose de plus en plus 
de problem es». Bref, si ce 
genre de tourisme n ’est pas 
encore mon souci, je tiens ä 
relever qu’il n ’entend pas s’ins- 
taller dans la Constitution 
comme une atteinte supple- 
mentaire ä la liberte de cha­
cun... Roger Germanier
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D ie Stimme eines Befürworters

Von Nationalrat Hans Schärli, Schötz LU

Lange genug hat 
man in unserem 
Lande einseitig das 
hohe Lied des Mo­
torfahrzeuges ge­
sungen und dabei 
ganz vergessen, dass 
das Wandern auf 
guten Fusswegen 
überaus wichtig für 
die menschliche Ge­
sundheit ist. Beim
Ausbau des Sfrassennetzcs hat der Staat 
leider nicht die Möglichkeit, auf die Fuss- 

' wege Rücksicht zu nehmen. Dem soll nun 
mittels des Gegenvorschlages zur Fuss- 
und Wanderweginitiative abgeholfen wer­
den.

Eine der vier eidgenössischen Vorlagen, 
über die wir am 18. Februar abstimmen, 
betrifft den von den eidgenössischen Rä­
ten ausgearbeiteten Gegenvorschlag, zu 
der im Februar 1974 mit 123 000 Unter­
schriften eingereichten Volksinitiative zur 
Förderung der Fuss- und Wanderwege. Es 
ist in Tat und Wahrheit so: Jahr für Jahr 
Verschwinden in der Schweiz über 1000 
Kilometer Fuss- oder Wandenvege durch 
Verstrassung (Asphaltierung), im Zusam­
menhang mit neuen Verkehrsanlagen, 
beim Nationalstrassenbau oder anderen 
baulichen Eingriffen verschiedener Art, 
auch bei land- und forstwirtschaftlichen 
Strukturverbesserungen und schliesslich 
durch Vernachlässigung des Unterhalts 
von Wegen. All dies bewirkte in den letz­
ten Jahren eine Verschlechterung der Si­
tuation für den Fussgänger.

Es ist im technischen Zeitalter selbst­
verständlich geworden, mit riesigen Geld­
summen die Verkehrsprobleme zu lösen. 
Autos und Motorräder standen und ste­
hen als Fortbewegungsmittel im Vorder­
grund. Das führte und führt dazu, dass 
Gesetze und Verordnungen von Bund, 
Kantonen und Gemeinden sich einseitig 
auf den Fährverkehr konzentrieren und es 
unterlassen ' wurde, auch die Fuss- und 
Wanderwege zu schützen und zu för­
dern.

Groteske Lage

Wir haben den Bund durch Verfassung 
und Gesetzgebung verpflichtet, namhafte

neue Aufgabe des
Beiträge an den Ausbau des Strassennet- 
zes in Kantonen und Gemeinden zu lei­
sten. Dabei haben wir die groteske Situa­
tion, dass er dabei in den meisten Fällen 
nicht berechtigt ist, Vorschriften zu erlas­
sen, die auch Rücksicht auf Fussgänger- 
wege nehmen würden.

Mit Genugtuung kann man feststellen, 
dass das Wandern und das Radfahren 
endlich wieder vermehrt gepflegt wird. Si­
cher eine Entwicklung, die einen Beitrag 
im Dienste der Volksgesundheit und zur 
Hebung der heutigen Lebensqualität dar­
stellt.

Mit zunehmendem Verkehr auf öffent­
lichen Strassen sind nun aber Fussgänger 
und Radfahrer immer mehr gefährdet. 
Ueber 300 Tote und annähernd 5000 Ver-; 
letzte sind das jährliche Fazit ungenügen­
der Absicherung gegenüber dem motori­
sierten Verkehr. Besonders gefährdet sind 
Kinder und ältere Leute.

Es muss daher eine Entflechtung des 
Fussgänger- und Strassenverkehrs ange­
strebt werden. Dieses Anliegen verdient 
ebensoviel Unterstützung wie andere 
Massnahmen für die Sicherheit des Stras­
senverkehrs. i . i. >
Föderalistische Lösung ,

Die Stimmberechtigten haben nun dar­
über zu befinden, ob sie mit der vorge­
schlagenen neuen Verfassungsbestim­
mung, wonach der Bund bei der Erfül­
lung seiner Aufgaben auf die Fuss- urid 
Wanderwege Rücksicht zu nehmen hat, 
einverstanden sind. Es ist eine föderali­
stische Lösung. Die Anlage und Erhaltung 
von Fuss- und Wanderwegnetzen bleibt 
nach wie vor Aufgabe des Kantons. Der 
Bund soll die Möglichkeit — nicht die 
Pflicht — erhalten, die Tätigkeit der Kan­
tone und Gemeinden zu unterstützen und 
wenn nötig als Koordinationsstelle zu 
funktionieren. Zudem räumt der Artikel 
dem Bund das Recht ein, Grundsätze für 
Fuss- und Wanderwegsnetze zu erlassen.

Der dem Stimmbürger unterbreitete 
Verfassungsartikel beschert somit keine 
untragbaren neue Bundesaufgaben. In der 
Kegel werden Lösungen möglich sein, d ie r 
ohne grosse Mehrkosten bei durchdachter 
Planung Verbesserungen für den Fussgärj-.1' 
ger bringen. Bundesrat, Parlament und In­
itianten stimmen dem Vorschlag fü klare 
Rechtsgrundlagen zum Schutze und Aus­
bau unserer Fuss- und Wanderwege zu.
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Arrete sur les sentiers et les chemins pedestres
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Q ue vaut l’crre te  fädara! su r !e s  sentiore ©t les chomins pedestres, 
dont le s  citoyens suissas d eb a ttrcn t en vofation pcpulaire les 17 et 18 
fewrier prochains (*) ? Le Conseil federal, le s  Chsrnbres ot le s  p lu s  
importpntes formations p o lit iq u es  du pays l’estiment au jou rd ’hui 
ju o ic iou x , e t  rccommandent d’aceeptor ro n  introduction d a n s  la 
Constitution. f/iais cs tsxte, elabsre en contre-projet d ’u n e in itia tive  
populaire finalement retiree par sss promoteurs, avsit suscito d e  fo r le s  
resistances en milieu parlementaire. , .  .. ,inevitable, du federalisme. Des voix s y

La plus tenace d ’entre eiles resultait 
de la nature meme de l’objet. Une 
disposition visant ä proteger et ä ame- 
nager uri reseau pedestre presente-t-elle 
un caractere suftisamment fondamental 
pour qu’on l'inscrive dans la charte 
nationale ? Plusieurs deputes en ont 
doute. Mais les partisans du projet, 
d ’ailleurs soutenus pat un tres large 
mouvement d ’opinion (l’initiative etait 
revetue de 126 232 signatures), ont fait 
valoir une double reponse. la premiere 
est qu’une legislation serieuse s’impose
en faveur des pietons. Les associations 
specialisees privees sont incapables 
creviter la degradation spectaculaire du 
reseau pedestre national. L ’ouverture au 
trafic motorise, les travaux d ’ameliora- 
tions foncieres, les diverses activites 
deployees par la Confederation, les can- 
tons et les «imm unes reduisent d ’envi- 
ron 1000 kilometres, chaque annee, les 
50 000 kilometres de chemins e t de 
sentiers reserves en Suisse ä la prome- 
nade. Le deuxieme argum ent est d ’un 
ordre plus essentiel. 11 repose sur la 
necessite de donner a la marche et au 
pieton un droit de eite garanti. Person­
ne n ’a estime choquant d ’inscrire dans 
la Constitution des dispositifs qui regis- 
sent l’usage de l’automobile, la cons- 
truction des routes ou des autoroutes. 
Refuser d ’y ajouter un texte destine ä 
promouvoir un mode de locomotion 
millenaire serait un comble du ridicule 
e t de l’absurde, une preuve supplemen- 
taire de legarem ent m ental oü nous 
pousse l’ere industrielle.
« Et los c s n to n s  ?  »

Les Chambres ont evalue le sujet sous 
le second angle, desormais classique et

sont elevees pour denoncer la nouvelle 
emprise que Herne, par le biais de son 
airete, va depioyer sur les cantons. 
Cette accusation n ’embarrasse plus per­
sonne. Si l’initiative tendait effective- 
m ent ä doter la Confederation de 
moyens extrem em ent contra ignants 
pour la gestion du reseau pedestre 
national, le contre-projet qui lui a  
succede repartit les competences neces- 
saires conformement a l’usage helveti- 
que. A Berne, la täche de definir des 
principes, aux cantons celle de les appli- 
quer souverainem ent sur leur propre 
territoire.
« Urs Office c o ö te u x  !»

L ’objet a suscite une derniere objec- 
tion. Les defenseurs de l’equilibre bud- 
getaire, au Parlem ent, ont vu dans 
l’arrete une menace financiere intolera­
ble. La protection et la promotion du 
reseau pedestre national n ’exigeront-el- 
les pas la mise en place d ’un coüteux 
appareil adm inistratif ? Cette incertitu- 
de est desormais levee. L ’application du 
texte legal resultera sim plem ent d ’une 
collaboration entre des organismes fede- 
raux dejä existants, comme le Service 
des forets, celui des routes et des 
digues, l’Office pour la protection de 
l ’environnement, d ’autres encore. Elle 
n ’entrainera pas, d ’autre part, de lourds 
investissements sur le terrain. La cons- 
truction e t l ’amenagement des chemins 
pedestres sont bon marche. D’ailleurs, 
notent enfin les partisans du projet, le 
pieton est celui des participants au 
trafic qui coüte le moins — e t de loin.

C. Gz


